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Wald- und Forstwirtschaft 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat mit Schreiben vom 20. Dezember 1982 die 
Große Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 

Weit mehr als die Landwirtschaft erfüllt der Wald ver-
schiedenartige Funktionen, die im Zeitablauf einen 
erheblichen Bedeutungswandel erfahren haben. Be-
schränkte sich früher die Nutzung vorwiegend auf die 
Rolle des Waldes als Lieferant von Holz, einschließlich 
Brennholz, als Weidefläche oder als Jagdgebiet, so 
sind heute die Funktionen des ökologischen Aus-
gleichs, des Naturschutzes und der Landespflege so-
wie der Freizeit-, Sport- und Erholungsgestaltung stär-
ker in den Vordergrund getreten. Die der Forstwirt-
schaft auferlegten Aufgaben erfüllen damit sehr unter-
schiedliche Ziele, die z. T. miteinander konkurrieren. 
Dabei ist aber auch zu berücksichtigen, daß unsere 
Forstwirtschaft in ihrer ökonomischen Funktion und 
Zielsetzung im internationalen Wettbewerb steht. Wie 
bedrohliche Entwicklungen sowohl im europäischen 
und nationalen Rahmen (z. B. Immissionsschäden) als 
auch weltweit (z. B. Waldvernichtung in tropischen Ge-
bieten) zeigen, ist die Funktionsfähigkeit des Waldes 
zumindest in näherer Zukunft erheblich gefährdet. 

Der umfassende Förderungsauftrag des Bundeswald-
gesetzes vom 2. Mai 1975 verpflichtet Bund und Län-
der dazu, die erforderlichen Bedingungen zur Erhal-
tung des Waldes und zu seiner ordnungsgemäßen Be-
wirtschaftung zu schaffen. Hauptinstrument der staat-
lichen Förderung der Forstwirtschaft ist die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes", die darauf abzielt, die Produkti-
vität der Forstwirtschaft zu stärken. 

Die Bundesrepublik Deutschland weist mit einem 
Waldanteil von 29 v.H. der Gesamtfläche eine im euro

-

päischen Vergleich sehr hohe Bewaldung auf. Der 

Wald steht heute mehr denn je im Mittelpunkt des 
öffentlichen Interesses. Eine breite umweltbewußte 
Bevölkerung hat die positiven Wirkungen des Waldes 
auf den Naturhaushalt erkannt. Die Gefahren, die der 
Leistungsfähigkeit des Waldes und damit auch der 
Umwelt drohen, werden ernstgenommen. Das gilt auch 
für die wirtschaftliche Bedeutung, die der Wald als 
Lieferant eines regenerierbaren umweltfreundlichen 
Rohstoffs angesichts der Rohstoffsituation der Bundes-
republik Deutschland und der zu erwartenden weite-
ren Verknappung fossiler Rohstoffe hat. Die Forstpoli-
tik hat daher einen hohen Stellenwert für die Agrar-, 
Umwelt- und Rohstoffpolitik. 
Mit dem Bundeswaldgesetz von 1975, und hier insbe-
sondere mit den Vorschriften über die Erhaltung des 
Waldes, über die forstwirtschaftlichen Zusammen-
schlüsse sowie über die Förderung der Forstwirtschaft 
wurde die Grundlage geschaffen, um den Wald als 
Rohstoffquelle mit seinen Aufgaben zum Schutz, zur 
Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 
sowie zur Gesundheitsvorsorge und Erholung der 
Menschen dauerhaft zu sichern. 

In einem dichtbesiedelten Land wie der Bundesrepu-
blik Deutschland kommt es besonders darauf an, zwi-
schen den unterschiedlichen Anforderungen an den 
Wald einen angemessenen Ausgleich zu finden. Ohne 
eine geordnete Forstwirtschaft ist dies nicht möglich. 
Angesichts der volkswirtschaftlichen Notwendigkeit, 
Holz in möglichst großer Menge von hoher Qualität zu 
erzeugen, muß die Forstwirtschaft Produktionsverfah-
ren anwenden, die Rücksichtnahme auf ökologische 
Belange mit wirtschaftlicher Holzproduktion ver-
binden. 
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Strukturelle Gegebenheiten wirken sich entscheidend 
auf die Bewirtschaftung der Wälder und auf die 
Ertragslage der Forstwirtschaft aus. In der Bundesre-
publik Deutschland behindern Strukturschwächen die 
Forstwirtschaft, insbesondere beim kleineren Waldbe-
sitz. Maßnahmen wie die Förderung forstwirtschaftli-
cher Zusammenschlüsse, des Forstwegebaus, struktur-
verbessernder Pflegemaßnahmen und der Erstauffor-
stung erfordern nach wie vor öffentliche Unterstüt-
zung. Von großer Bedeutung ist auch die Beratung und 
Betreuung der kleineren Waldbesitzer durch die staat-
lichen Forstbehörden und die Selbstverwaltungsorga-
nisationen. Der in den zurückliegenden Jahren zu ver-
zeichnende Rückgang von Erstaufforstungen im Bun-
desgebiet ist volkswirtschaftlich und ökologisch 
bedenklich. Bemühungen um eine weitere verstärkte 
Bereitschaft, neue Waldflächen — vor allem auch in 
waldarmen Gebieten — zu begründen, sind notwendig. 
Zur besseren Beurteilung der Waldentwicklung kommt 
einer bundesweiten Waldinventur besondere Bedeu-
tung zu; auch für Planungen und Investitionsentschei-
dungen der Holzwirtschaft ist die Kenntnis des Lei-
stungspotentials des Waldes wichtig. 

Die in letzter Zeit verstärkt aufgetretenen, nach wis-
senschaftlichem Erkenntnisstand durch Luftverunrei-
nigung mitverursachten Waldschäden stellen eine 
Gefährdung der Umwelt und der Holzerzeugung dar, 
die in ihrem Ausmaß gegenwärtig kaum abgeschätzt 
werden kann. Die Bundesregierung hat nachdrücklich 
erklärt, daß sie alle Anstrengungen unternehmen wird, 
um eine Begrenzung der Emissionen an der Quelle zu 
erreichen und damit weiteren Schadwirkungen auf die 
Waldbestände vorzubeugen. In ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage „Luftverunreinigung, saurer Regen und 
Waldsterben" der CDU/CSU-Fraktion (Drucksache 
9/1955) hat sie die Problematik ausführlich behandelt. 

Trotz der vorgenannten Probleme gilt, daß in der Bun-
desrepublik Deutschland und in Europa, soweit es das 
sozio-ökonomische Umfeld betrifft, wesentlich günsti-
gere Voraussetzungen für die Erhaltung des Waldes 
und eine ordnungsgemäße, auf Nachhaltigkeit ausge-
richtete Forstwirtschaft gegeben sind, als in vielen 
anderen Teilen der Welt. 

Die Bundesregierung verfolgt mit Sorge, daß der Wald 
in vielen Entwicklungsländern, insbesondere im 
Bereich der Tropen und Subtropen, einer zunehmen-
den Gefährdung bzw. Zerstörung ausgesetzt ist. Wich-
tigste Ursache hierfür sind die mit der Bevölkerungszu-
nahme wachsenden Probleme der Nahrungsmittel- 
und Energieversorgung und armutsbedingte Formen 
der Land- und Naturressourcennutzung. Dies führt oft 
zu einer ungeregelten Ausbeutung des Waldes, sei es 
um primär den Brennholzmangel zu lindern oder auch 
um durch Hinzugewinnung von landwirtschaftlicher 
Fläche den Nahrungsmittelbedarf zu decken. Raub-
bauähnliche Methoden der Nutzholzgewinnung kom-
men in vielen Ländern hinzu. Hieraus ergeben sich 
Probleme, die nicht nur die Entwicklungsländer betref-
fen: Neben der spürbaren Schwächung der Grundla-
gen der Holzproduktion ergibt sich die Gefahr der 
Ausbreitung von Wüsten, von verstärkter Erosion, von 
gefährlichen Störungen des Wasserhaushaltes und 
sogar von weltweiten Klimaveränderungen. 

Die Erhaltung des Bestandes und der Leistungsfähig-
keit der tropischen und subtropischen Wälder ist daher 
über die Sicherung der natürlichen Existenzgrundla-
gen in der Dritten Welt hinaus eine Aufgabe, deren 
Lösung im weltweiten Interesse liegt. Die Bundesre-
gierung hat zuletzt in ihrer Antwort auf die Große 
Anfrage zu den „Tendenzen globaler Entwicklung" 
(Drucksache 9/1592) vor dem Hintergrund der Studie 
GLOBAL 2000 zur Frage der weltweiten Waldentwick-
lung, zu den damit verbundenen Problemen und zu 
den erforderlichen Maßnahmen Stellung genommen. 

I. Weltforstwirtschaft 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung 
der Weltforstwirtschaft unter besonderer Berück-
sichtigung der tropischen und subtropischen Ge-
biete? 

Bei einer Gesamtausdehnung von knapp 4 Mrd. ha 
bedeckt Wald rund drei Zehntel der Festlandsfläche 
der Erde. Etwa zwei Drittel dieser Waldfläche sind 
holzvorratsreiche „geschlossene" Wälder, rund ein 
Drittel wird den sogenannten „offenen" Waldtypen, 
z. B. Taiga, Trockenbuschvegetationen oder Baumsa-
vannen, zugerechnet. Die Waldfläche der Erde ist auf 
Industrie- und Entwicklungsländer annähernd gleich 
verteilt. 

Wenn hier der Begriff „Weltforstwirtschaft" benutzt 
wird, so werden damit außerordentlich unterschiedli-
che Formen der Waldnutzung in den verschiedenen 
Erdteilen und ihren Regionen bezeichnet. Art und 
Intensität der Waldnutzung sowie Tendenzen und Pro-
bleme der forstwirtschaftlichen Entwicklung werden 
wesentlich von natürlichen Voraussetzungen für das 
Waldwachstum bestimmt. Darüber hinaus haben die 
Entwicklung der Landnutzung sowie die herrschenden 
kulturellen, wirtschaftlichen und sozialen Lebensbe-
dingungen entscheidenden Einfluß. 

In der nördlichen (borealen) und in der gemäßigten 
Klimazone, die sich beide weitgehend mit der Fläche 
der Industrieländer decken, bietet die Waldstruktur, 
insbesondere hinsichtlich der Baumartenzusammen-
setzung, meist günstige Voraussetzungen für eine 
intensive und kontinuierliche forstwirtschaftliche Nut-
zung. Die räumliche Verteilung von Wald und land-
wirtschaftlicher Nutzfläche ist als Ergebnis eines jahr-
hundertelangen Prozesses der Anpassung an die 
natürlichen Standortverhältnisse weitgehend stabil. 

In den meisten Industrieländern wird der Wald plan-
mäßig durch eine an den langfristigen Ertragsmöglich-
keiten orientierte Forstwirtschaft genutzt. Hierzu 
bestehen auch die rechtlichen und institutionellen Vor-
aussetzungen (Forstgesetzgebung, Forstverwaltung 
und Forstwissenschaft). Soweit Waldverluste entste-
hen, werden sie im allgemeinen durch Siedlungen, 
Industrie oder Infrastrukturmaßnahmen hervorgeru-
fen. Seit jüngerem ist man zunehmend bemüht, diese 
Waldverluste durch Aufforstungen an anderer Stelle 
auszugleichen. 
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Die Industrieländer können rund 90 v. H. ihres Bedarfs 
an Rohholz und Holzerzeugnissen aus ihren Wäldern 
decken. Auf sie entfallen gleichzeitig über 90 v. H. des 
Weltverbrauchs an verarbeiteten Holzprodukten. In 
den meisten Gebieten spielt Holz als Energiequelle nur 
noch eine untergeordnete Rolle. Wesentliche Probleme 
sind hier die Sicherung des zunehmenden Nutzholzbe-
darfs, der Schutz der Wälder vor Umweltbelastungen 
und Inanspruchnahme für nichtforstliche Zwecke, die 
Harmonisierung der wirtschaftlichen, ökologischen 
und sozio-kulturellen Aufgaben des Waldes (Nutz-, 
Schutz- und Erholungsfunktion) sowie die Sicherung 
der Wirtschaftlichkeit der Forstwirtschaft. Wie die 
Regierungen anderer Industrienationen unternimmt 
die Bundesregierung große Anstrengungen, diese Pro-
bleme zu lösen. 

Die tropischen und subtropischen Wälder liegen fast 
ausschließlich in den Entwicklungsländern und sind 
häufig eine ihrer Hauptressourcen. Die Forstwirtschaf-
ten dieser Länder stehen vor einer grundsätzlich ande-
ren Ausgangslage. Insbesondere der Nahrungsmittel-
bedarf der rasch anwachsenden Bevölkerung in der 
Dritten Welt führt zu einer Ausweitung der Ackerbau- 
und Weideflächen und damit zu einer fortschreitenden 
Verringerung der Tropenwaldfläche. Weitere Waldflä-
chenverluste gehen auf Siedlungs-, Industrialisie-
rungs- und Infrastrukturprogramme sowie auf Schäden 
infolge von Übernutzung der Wälder zurück. 

Die jährlichen Verluste an Tropenwald belaufen sich 
nach gemeinsamen Untersuchungen der Ernährungs- 
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen (FAO) und des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen (UNEP) auf rund 11'Mio. ha. Diese Fläche 
entspricht ungefähr einem Gebiet in der Größe der 
Hälfte der Bundesrepublik Deutschland, bzw. 0,6 v. H. 
der noch vorhandenen Tropenwälder. Dem stehen 
Neuaufforstungen in einer Größenordnung von ledig-
lich rund 1 Mio. ha gegenüber. 

Die Gewinnung von Holz und anderen Produkten der 
tropischen und subtropischen Wälder erfolgt überwie-
gend nicht nach den Grundsätzen einer geregelten, auf 
Nachhaltigkeit der Erträge ausgerichteten Forstwirt-
schaft. Dies führt zu einer fortschreitenden Übernut-
zung, Degradierung und wirtschaftlichen Verarmung 
der Waldressourcen. Gründe für diese Situation sind 
u. a.: technische und wirtschaftliche Schwierigkeiten 
der nachhaltigen Bewirtschaftung der Naturwälder, 
teilweise unzureichende gesetzliche und administra-
tive Voraussetzungen für eine wirksame Kontrolle der 
Waldnutzung, Mangel an ausgebildetem Personal, feh-
lende oder unklare Regelungen der Waldeigentums- 
und Waldnutzungsrechte und die für die Entwick-
lungsländer typischen und traditionellen Formen der 
Waldnutzung. So entfallen 90 v. H. der Holznutzung in 
den Entwicklungsländern auf die Gewinnung von 
Brennholz, der wichtigsten Energiequelle ländlicher 
Räume. In waldarmen Trockengebieten der Subtropen, 
wie z. B. in der Sahelzone, hat die intensive Brennholz

-

nutzung, oft in Verbindung mit Überweidung, zu 
Waldzerstörung, akuter Holzverknappung und Aus-
breitung der Wüsten geführt. 

Tropenholz für industrielle Be- und Verarbeitung, das 
in der Regel auf der Grundlage vom Staat vergebener 
Holzkonzessionen durch private Unternehmen genutzt 
wird, ist für zahlreiche Entwicklungsländer eine wich-
tige Devisenquelle. Hierfür erzielten die Entwick-
lungsländer im Jahre 1980 Exporterlöse in Höhe von 
fast 9 Mrd. Dollar, wobei der Erlös für den Export von 
Rundholz, der etwa die Hälfte dieser Summe beträgt, 
miteingerechnet ist. 

Diese Devisenquelle hat in den meisten jener Länder 
die Beschaffung fehlender Güter aus den Industrielän-
dern erleichtert und so zur wirtschaftlichen Entwick

-

lung beigetragen. 

Die Vergabe der Holzkonzessionen ist in der Regel mit 
den Auflagen verbunden, die Holznutzung schonend 
durchzuführen und verursachte Schäden zu beseiti-
gen. Vielfach fehlt es jedoch an ausreichenden Kon-
trollen dieser Auflagen, da die meisten Länder noch 
nicht über genügend ausgebildetes Forstpersonal 
sowie effiziente Forstverwaltungen verfügen. Die 
Exploitation kann zur Waldzerstörung führen, wenn 
die Nutzungsverfahren keine Rücksicht auf die natürli-
chen Möglichkeiten zur Regeneration nehmen. Das ist 
in der Vergangenheit in großem Umfang der Fall 
gewesen. Seit längerem sind die waldreichen Entwick-
lungsländer mit Hilfe der Industrieländer bestrebt, die 
Regeneration der besonders gefährdeten Wälder der 
feuchten Tropen durch schonendere Verfahren, z. B. 
der selektiven Exploitation, sicherzustellen und die 
ökologischen Funktionen des Waldes so wenig wie 
möglich zu beeinträchtigen. 

Durch die Holzexploitation wird der Wald für die 
Bevölkerung geöffnet. Bei geordneter Besiedlung auf 
der Basis entsprechender Landnutzungskonzepte kann 
das Nachrücken einer ländlichen Bevölkerung in die 
bisher geschlossenen Waldgebiete zur schnelleren 
wirtschaftlichen Entwicklung der Region beitragen. 
Wird die Sogwirkung der Öffnung des Waldes für die 
Bevölkerung jedoch nicht kontrolliert, hat dies planlose 
Landnahme und Brandrodung auf ausgedehnten Flä-
chen zur Folge. Das Ausmaß an Waldzerstörung, das 
sich daraus ergibt, übertrifft die ökologischen und wirt-
schaftlichen Schäden selbst rigoroser Waldexploitation 
meist um ein Vielfaches. 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkun

-

gen der weltforstwirtschaftlichen Probleme auf 

— die Versorgungslage mit Holz und Holzpro-
dukten, 

— die Umweltbedingungen 

in den Entwicklungsländern, in Europa und in der 
Bundesrepublik Deutschland? 

Versorgungslage mit Holz und Holzprodukten 

Die Versorgungslage mit Holz und Holzprodukten 
weist in der Dritten Welt große regionale Unterschiede 
auf. Gebieten mit gravierendem Brennholzmangel und 
kritischer Bauholzversorgung stehen andernorts er- 
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hebliche Rohholzvorräte gegenüber. Aus räumlichen, 
wirtschaftlichen und politischen Gründen sind diese 
jedoch für die Bevölkerung von Defizitgebieten nicht 
verfügbar. 

Die Übernutzung und Zerstörung tropischer Waldres-
sourcen hat, insbesondere in den dichter besiedelten 
Trocken- und Gebirgsregionen Afrikas und Asiens, zu 
erheblicher Verknappung von Brennholz geführt. 
Nach Angaben der Ernährungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen (FAO) sind in der 
Dritten Welt bereits erheblich über 1 Mrd. Menschen 
von der unzureichenden Verfügbarkeit von Brennholz 
betroffen. Eine weitere gravierende Verschlechterung 
der Situation ist absehbar. 

Insgesamt jedoch lassen die Holzvorräte der Tropen-
wälder — mit Ausnahme der unmittelbar von großflä-
chiger Entwaldung betroffenen Gebiete — auch bei 
Berücksichtigung des wachsenden Eigenbedarfs in 
absehbarer Zeit noch keine wesentlichen Engpässe für 
die Nutzholzversorgung der Entwicklungsländer er-
kennen. 

Die zunehmende Verknappung der besonders gefrag-
ten Exporthölzer hat allerdings bei einer Reihe traditio-
neller Holzausfuhrländer wie z. B. Elfenbeinküste, 
Thailand und Philippinen bereits zu erheblichem 
Rückgang der Ausfuhrmengen geführt. Mit rückläufi-
gem Holzaufkommen in zahlreichen Tropenwaldge-
bieten ist davon auszugehen, daß der Rohholzexport 
zugunsten der Sicherung des wachsenden Bedarfs der 
inländischen Holzindustrie weiterhin an Bedeutung 
verliert und daß die Holzindustrie der Entwicklungs-
länder zunehmend von der Holzversorgung aus Forst-
plantagen abhängig wird. 

Für die Versorgung Europas und der Bundesrepublik 
Deutschland mit Holz und Holzprodukten aus tropi-
schen und subtropischen Ländern ergeben sich damit 
wachsende Unsicherheiten und Einschränkungen. Die 
Entwicklung der Tropenholzversorgung in den ver-
gangenen Jahren hat dies bereits deutlich gemacht. 
Zwar ist eine Zunahme des Exportangebots bei Holz-
halbwaren (insbesondere Schnittholz, Furniere und 
Furnierplatten) aus einigen tropischen Ländern noch 
zu erwarten, es darf aber auch nicht unberücksichtigt 
bleiben, daß auf dem Weltholzmarkt mit wachsender 
Nachfrage aus holzarmen Entwicklungsländern, z. B. 
China, zu rechnen ist. Längerfristig ist zu erwarten, daß 
Tropenholz mengenmäßig nur noch einen relativ 
geringen Beitrag zur europäischen und deutschen 
Holzversorgung leisten kann. Schon heute hat Tropen-
holz nur noch einen Anteil von etwa 4 v. H. am Holzver-
brauch der Bundesrepublik Deutschland. Den gegebe-
nen Versorgungsmöglichkeiten aus bisherigen und 
auch zukünftigen potentiellen Überschußgebieten der 
gemäßigten Klimazone Asiens und Nordamerikas wird 
daher künftig stärkere Bedeutung zukommen. Darüber 
hinaus dürften auch Australien, Neuseeland, Südafrika 
und Chile, möglicherweise auch Brasilien, als Holz

-

überschußländer stark in den Vordergrund rücken. 

Umweltbedingungen 

Unter den ökologischen Auswirkungen der fortschrei

-

tenden Degradierung und Zerstörung tropischer und 

subtropischer Waldflächen ist der negative Einfluß auf 
die Bodenfruchtbarkeit von besonderer Bedeutung. 
Der unter den gegebenen Klimabedingungen nach 
Beseitigung der Wälder in vielen Gebieten einsetzende 
Prozeß der Erosion und des Nährstoffverlustes der 
Böden hat insbesondere für die Nahrungsmittelpro-
duktion schwerwiegende Folgen. In ökologisch beson-
ders empfindlichen Trockenregionen verursacht die 
Zerstörung der natürlichen Vegetation die Ausbrei-
tung der Wüstenzonen um jährlich 6 Mio. ha. 

Durch Entwaldung insbesondere in Gebirgslagen ver-
ursachte Bodenabtragungen und Wasserhaushalts-
störungen führen darüber hinaus vielfach durch Sedi-
mentablagerung und Überschwemmungen zur Beein-
trächtigung oder Zerstörung von Verkehrswegen, 
Siedlungen, Stauseen, Hafenanlagen und landwirt-
schaftlichen Nutzflächen. 

Mit der Waldvernichtung in den Tropen ist weiterhin 
die Gefahr der Verarmung der in tropischen Waldöko-
systemen besonders vielfältigen Tier- und Pflanzen-
welt verbunden. Die Verminderung von Pflanzen- und 
Tierarten kann gleichzeitig den Verlust natürlicher 
Genressourcen, die für die Pflanzenzüchtung von 
wesentlicher Bedeutung sein können, bewirken. 

Schließlich steht zu befürchten, daß die großflächige 
Entwaldung in den Tropen und Subtropen über lokale 
und regionale Klimaveränderungen hinaus zu einer 
negativen Beeinflussung des Großklimas führen 
könnte. Die wissenschaftlichen Erkenntnisse über 
diesbezügliche Zusammenhänge reichen jedoch für 
eine eindeutige Abschätzung der Gefahren noch nicht 
aus. 

Die Entwaldung hat auch schwerwiegende negative 
Folgen für den Wasserhaushalt. Schon heute ist in 
vielen Gebieten der Erde die Wasserversorgung nach 
Menge und Qualität unzureichend. Das Ausmaß dieser 
Problematik wird um so deutlicher, wenn man 
bedenkt, daß die Weltbevölkerung gegen Ende dieses 
Jahrhunderts etwa das 5- bis 10fache an sauberem 
Frischwasser benötigen wird als heute; schon der Was

-

serverbrauch in der Landwirtschaft allein wird sich 
verdoppeln. 

Die in den Industrieländern auftretenden Waldschäden 
durch Luftverunreinigungen beeinträchtigen in zuneh-
mendem Maß die Leistungskraft der Wälder. Hier-
durch können sich erhebliche Minderungen der 
Schutzwirkungen für Boden, Wasser, Luft und Klima 
sowie für Pflanzen und Tiere ergeben. 

3. Welche Maßnahmen können die EG, die FAO und 
die Bundesrepublik Deutschland ergreifen, um die 
Erhaltung der tropischen und subtropischen Wäl-
der sowie Initiativen für eine nachhaltige Nutzung 
zu unterstützen und sinnvolle Wieder- und Neuan-
pflanzungen zu fördern (z. B. technische Hilfe, in-
ternationale Zusammenarbeit, Ausbildung und Be-
ratung; Importbeschränkungen für bestimmte 
Holzarten, die den Entwicklungsländern gezielt für 
Aufforstungen zur Verfügung gestellt werden)? 

Die Anfänge einer abgestimmten Weltforstpolitik 
gehen auf die Bemühungen der Ernährungs- und 
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Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(FAO) zurück. Eines ihrer ersten Ziele war, weltweite 
Informationsgrundlagen über den Stand und die Ent-
wicklung der Forst- und Holzwirtschaft sowie über die 
Versorgungslage mit Holz und Holzprodukten zu erar-
beiten. Die erstmalig 1953 vorgelegten und dann lau-
fend fortgeschriebenen Holzaufkommens- und -ver-
brauchsstudien der FAO („Timber Trend Studies") 
sind für die Industrie- und Entwicklungsländer eine 
wichtige Grundlage zur Beurteilung der internationa-
len Holzversorgungslage und zur Formulierung einer 
regionalen sowie internationalen Forst- und Holz-
marktpolitik geworden. 

Bis in die zweite Hälfte der 60er Jahre wurde unter 
dem Einfluß ökonomischer Wachstumstheorien zu-
nächst die Konzeption einer exploitativen Nutzung der 
Naturwälder bzw. einer auf Kurzumtrieb und Massen

-

produktion gerichteten Waldbewirtschaftung verfolgt. 
Diese Forstpolitik sollte den waldreichen Entwick-
lungsländern die dringend benötigten Deviseneinnah-
men verschaffen, in waldarmen Ländern den akuten 
Holzmangel beseitigen und in den Industrieländern 
die Versorgungsprobleme der wertholzverarbeitenden 
Holzindustrie lösen. Sie hat sich jedoch insbesondere 
in Ländern mit extremen klimatischen Bedingungen 
und labilen Bodenverhältnissen nicht bewährt. Seit 
Ende der 60er Jahre wird daher international das Kon-
zept einer nachhaltigen Forstwirtschaft befürwortet, 
wie es der Forstpolitik der mitteleuropäischen Staaten 
zugrunde liegt. Zielsetzung der Entwicklungspolitik 
bei forstlichen Vorhaben ist daher heute eine nachhal-
tige, den örtlichen Gegebenheiten angepaßte Wald-
nutzung. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Erhal-
tung und angemessene Nutzung der tropischen und 
subtropischen Wälder in Anbetracht der kausalen Ver-
knüpfung mit dem Problem der Nahrungsmittel-, Ener-
gie- und Rohstoffversorgung der wachsenden Bevölke-
rung in der Dritten Welt nur im Zusammenhang mit 
einer abgestimmten Entwicklungspolitik für die ländli-
chen Räume erreicht werden kann. Die grundlegenden 
politischen, gesetzlichen, institutionellen und planeri-
schen Voraussetzungen hierfür müssen dabei in Eigen-
verantwortung der betroffenen Länder geschaffen wer-
den. Maßnahmen der entwicklungspolitischen Zusam-
menarbeit, wie sie von der Bundesrepublik Deutsch-
land und anderen Geberländern bzw. internationalen 
Einrichtungen wie der EG und FAO gefördert werden, 
können hierzu nur einen unterstützenden Beitrag lei-
sten. 
Grundlegende Änderungen sind insbesondere in 
folgenden Bereichen erforderlich und müssen durch 
entsprechende Förderungsmaßnahmen unterstützt 
werden: 
— Einbeziehung der tropischen und subtropischen 

Wälder als wesentliches Element in eine umfas-
sende Landnutzungspolitik, die auch ökologische 
Gesichtspunkte mit berücksichtigt, 

— Verbesserung der landwirtschaftlichen Produk-
tions- und Besitzstrukturen u. a. durch geeignete 
Agrarreformmaßnahmen, 

— Verbesserung der Energieverbrauchsstruktur durch 
Nutzung von Einsparmöglichkeiten bei Brennholz 

und gezielte Förderung sonstiger erneuerbarer 
Energiequellen, 

— Förderung angepaßter Bodennutzungsverfahren 
wie z. B. agroforstwirtschaftlicher Produktionsme-
thoden, 

— Schaffung bzw. Verbesserung der forstgesetzlichen 
und institutionellen Voraussetzungen für die Erhal-
tung und geregelte Nutzung der Waldressourcen, 
insbesondere durch Ausbildung von Fachpersonal 
und Aufbau leistungsfähiger Forstverwaltungen, 

— Erziehung der Bevölkerung zu wald- und umwelt-
freundlichem Handeln, zu sparsamer Holznutzung 
und insbesondere zu eigenverantwortlicher Beteili-
gung an Maßnahmen der Walderhaltung, 

— Intensivierung der Aufforstung unter Beteiligung 
der ländlichen Bevölkerung, insbesondere zur 
Erzeugung von Brennholz, 

— Verstärkung der Tropenwaldforschung, insbeson-
dere für eine verbesserte Bewirtschaftung und tech-
nologische Verwertung der Holzressourcen. 

Die Bundesregierung hat seit den Anfängen ihrer bila-
teralen Entwicklungspolitik Vorhaben der Walderhal-
tung, Waldbewirtschaftung und Aufforstung in der 
Dritten Welt, vor allem durch Beratungs- und Ausbil-
dungsmaßnahmen, unterstützt. Sie setzt damit eine 
lange Tradition fort und kann auf den Sachverstand 
ihrer Forschungseinrichtungen und Forstverwaltungen 
zurückgreifen. Derzeit fördert sie im Bereich der Forst- 
und Holzwirtschaft insgesamt 43 Vorhaben mit räum-
lichem Schwerpunkt in den von Waldzerstörung und 
Brennholzmangel besonders betroffenen Trockenge-
bieten Afrikas und Hochgebirgsregionen Asiens und 
Lateinamerikas. 

Die Bundesregierung ist bereit, im Rahmen verfügba-
rer Haushaltsmittel die Förderung der forst- und holz-
wirtschaftlichen Entwicklung in der Dritten Welt im 
Bereich der Technischen Zusammenarbeit weiter zu 
verstärken und dafür künftig auch vermehrt Mittel der 
Finanziellen Zusammenarbeit einzusetzen. Die Vorha-
ben sollen – möglichst in Verbindung mit Maßnahmen 
der ländlichen Entwicklung – zur Verstärkung der Auf-
forstungs- und Ressourcenschutzbemühungen, zum 
Aufbau der institutionellen Basis für eine geregelte 
Forstwirtschaft sowie zur Verbesserung der holzwirt-
schaftlichen Nutzung der Waldressourcen beitragen. 
Die Vermittlung des Wissens um die Notwendigkeit 
einer geregelten Waldressourcennutzung und die 
Motivation der Eigenverantwortung der Bevölkerung 
stehen dabei im Vordergrund. 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, daß die Wirksam-
keit forst- und holzwirtschaftlicher Entwicklungsmaß-
nahmen durch bessere Abstimmung der Förderpro-
gramme einzelner Geberländer sowie der beteiligten 
internationalen Organisationen (EG, FAO) Entwick

-

lungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP), 
Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP), 
Internationale Union zur Erhaltung der Natur und der 
natürlichen Hilfsquellen (IUCN), Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kul-
tur (UNESCO) und Entwicklungsbanken auf der 
Grundlage konkreter Landnutzungsstrategien der 
betroffenen Entwicklungsländer verbessert wird. 
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Die Bundesregierung unterstützt außerdem gemein-
sam mit den anderen EG-Mitgliedstaaten im Rahmen 
der VN-Konferenz über Handel und Entwicklung 
(UNCTAD) über ein integriertes Rohstoffprogramm 
Bemühungen zur Verbesserung der Erzeugung von 
und des Handels mit Tropenholz. Dabei wird insbeson-
dere einer Vereinbarung über Fördermaßnahmen in 
den Bereichen Forschung und Entwicklung, Marktin-
formation, Holzverarbeitung sowie Aufforstung und 
Waldbewirtschaftung Bedeutung beigemessen. 

Schließlich hat die Bundesregierung auf mehreren 
internationalen Konferenzen (VN-Wüstenkonferenz, 
Nairobi 1977; 8. Weltforstkongreß, Djakarta 1978; 
Weltkonferenz über erneuerbare Energiequellen, Nai-
robi 1981) an der Formulierung von Zielsetzungen und 
Aktionsprogrammen für die Walderhaltung und -nut-
zung mitgearbeitet und beteiligt sich an deren Ver-
wirklichung. 

Importrestriktionen seitens der Industrieländer für 
bestimmte aus Naturwaldexploitation stammende tro-
pische Holzarten stellen nach Auffassung der Bundes-
regierung keine geeignete Maßnahme dar, um die 
Erhaltung und geregelte Bewirtschaftung der Tropen-
wälder zu gewährleisten. 

II. Europäische Forstwirtschaft 

1. Welche forstpolitische Zusammenarbeit besteht 
heute im Rahmen der EG, und wie wird sie von der 
Bundesrepublik Deutschland beurteilt? 

Form und Inhalt der forstpolitischen Zusammenarbeit 
auf Gemeinschaftsebene werden maßgeblich durch 
die vom Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG-Vertrag) vorgegebene 
Kompetenzverteilung bestimmt. Anders als für den 
Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik enthält der 
EWG-Vertrag keine Zuständigkeit der Gemeinschaft 
für eine umfassende Gestaltung der Forstpolitik. Eine 
solche gemeinsame Forstpolitik kann auch nicht als 
Teil der Gemeinsamen Agrarpolitik verfolgt werden, 
weil in Anhang II zu Artikel 38 Abs. 3 EWG-Vertrag nur 
ein verhältnismäßig geringer Teil der Forsterzeugnisse 
(z. B. forstliches Vermehrungsgut und Kork) aufgeführt 
und das Holz darin nicht einbezogen ist. 

Die forstpolitische Zusammenarbeit erstreckt sich 
daher auf diejenigen Bereiche, in denen die Gemein-
schaft punktuell auch forstliche Maßnahmen bzw. 
Maßnahmen mit Auswirkungen auf die Forstwirtschaft 
treffen kann. Hierzu gehören u. a.: 

— Maßnahmen der Rechtsharmonisierung (Richtlinien 
über das forstliche Vermehrungsgut, die Sortierung 
von Rohholz sowie Richtlinien im Bereich des Pflan-
zenschutzes), 

— Finanzierung punktueller Maßnahmen im Bereich 
der Forstwirtschaft im Rahmen der Gemeinsamen 
Agrarstrukturpolitik durch den Europäischen Aus

-

richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL). 

Diese Finanzierung wird nach dem Auslaufen der 
Verordnung (EWG) Nr. 17/64 des Rates vom 
5. Februar 1964 über die Bedingungen der für die 
Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (ABl. EG 
S. 586 vom 27. April 1964) gegenwärtig modifiziert 
fortgeführt, so z. B. durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 269/79 des Rates vom 6. Februar 1979 zur Ein-
führung einer gemeinsamen forstwirtschaftlichen 
Maßnahme in bestimmten Zonen des Mittelmeerge-
bietes der Gemeinschaft (ABl. EG Nr. L 38 S. 1), im 
Rahmen integrierter Entwicklungsprogramme bzw. 
von Programmen zur Entwicklung der Landwirt-
schaft (Schottische Westinseln, Departement 
Lozére, Westirland, Französische Überseegebiete) 
sowie jüngst im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 
1938/81 des Rates vom 30. Juni 1981 über eine 
gemeinsame Maßnahme zur beschleunigten Ver-
besserung der Infrastruktur in einigen benachteilig-
ten Gebieten der Bundesrepublik Deutschland 
(ABl. EG Nr. L 197 S. 1), die u. a. eine Förderung des 
forstlichen Wirtschaftswegebaus vorsieht, 

— Durchführung gemeinsamer forstlicher Forschungs-
vorhaben im Rahmen der gemeinschaftlichen 
Agrarforschung oder in übergreifenden Program-
men der Gemeinschaft (so z. B. jüngst im Rahmen 
des Forschungs- und Entwicklungsprogramms auf 
dem Gebiet der Rohstoffe mit dem Unterprogramm 
„Holz als erneuerbarer Rohstoff". Beschluß des 
Rates vom 17. Mai 1982 - ABl. EG Nr. L 174 5. 23). 

Ein wesentlicher Schwerpunkt der forstpolitischen 
Zusammenarbeit besteht darin, daß die Mitgliedstaa-
ten ihre nationalen Forstpolitiken miteinander abstim-
men und auf der Grundlage von Empfehlungen, die 
auf Gemeinschaftsebene formuliert werden, eine mög-
lichst gleichmäßige Entwicklung und Ausrichtung 
ihrer Forstwirtschaften anstreben. Diese Abstimmung 
vollzieht sich in verschiedenen Ausschüssen und 
Arbeitsgruppen, die zugleich beratende Funktion für 
die Kommission haben (so z. B. in dem aus den Leitern 
der Forstverwaltungen der Mitgliedstaaten gebildeten 
Ausschuß „Koordinierung der Forstpolitik"). 

Ein von der Kommission im Dezember 1978 u. a. einge-
brachter Vorschlag einer Entschließung des Rates und 
der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten über die Ziele und Grundsätze der 
Forstpolitik ist wegen noch bestehender Vorbehalte 
der Kommission gegen die von verschiedenen Mit-
gliedstaaten geforderte Aufnahme einer Kompetenz-
abgrenzungsklausel in die Erwägungsgründe bislang 
nicht verabschiedet worden. 

Insgesamt beurteilt die Bundesregierung Art und 
Umfang der forstpolitischen Zusammenarbeit auf 
Gemeinschaftsebene als durchaus zufriedenstellend; 
eine Erweiterung der Befugnisse der Gemeinschaft 
wird angesichts der unterschiedlichen regionalen 
Gegebenheiten und Erfordernisse in den Forstwirt-
schaften der einzelnen Mitgliedstaaten nicht für not-
wendig erachtet. 
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2. Welche sonstigen Aufgaben lassen sich nach Auf-
fassung der Bundesregierung künftig sinnvoll im 
Wege der EG-Koordination wahrnehmen (im Be-
reich der Marktpolitik, Strukturpolitik)? 

Das relativ weite Spektrum der schon gegenwärtig 
bestehenden forstpolitischen Zusammenarbeit bedarf 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht einer 
Ergänzung im Sinne einer umfassenden Koordinierung 
sämtlicher Aspekte der Forstpolitiken der Mitglied-
staaten. Vielmehr sollten, soweit die Gestaltung der 
Forstpolitik nicht in den Anwendungsbereich des 
EWG-Vertrages fällt, die Mitgliedstaaten ihre forstpoli-
tische Zusammenarbeit dadurch vertiefen, daß sie aus-
gewählte Vorhaben ihrer Forstpolitik in dem zum 
Erreichen gemeinsamer Ziele notwendigen Umfang 
auf Gemeinschaftsebene in noch effektiverer Weise als 
bisher koordinieren. Der Koordinierung im Bereich der 
Marktpolitik dient der ständige Informationsaustausch 
auf EG-Ebene über die nationalen Maßnahmen zur 
Steigerung des Holzaufkommens und der in den Mit-
gliedstaaten auftretenden Vermarktungsprobleme. 

Soweit gemeinschaftliche Kompetenzen punktuell 
auch für forstliche Maßnahmen bestehen, u. a. im Rah-
men der Gemeinsamen Agrarstrukturpolitik (vgl. II. 1), 
sollten diese auch weiterhin in dem zulässigen Umfang 
und im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel der EG 
genutzt werden, um hierdurch zu einer harmonischen 
Entwicklung der Forstwirtschaft in der Gemeinschaft 
beizutragen. 

Ein nach Auffassung der Bundesregierung prioritäres 
Aufgabengebiet für eine Koordinierung auf Gemein-
schaftsebene bildet der Bereich der Waldschäden 
durch Luftverunreinigungen. Die Kommission wurde 
hier bereits um die Einleitung geeigneter Aktivitäten 
gebeten. Diese Aktivitäten sollten nach deutscher Auf-
fassung eine EG-weite Erhebung des Schadensum-
fangs und die Erforschung der Ursachen ebenso ein-
schließen wie die Prüfung wirkungsvoller Maßnahmen 
zur Schadensabwehr durch die Mitgliedstaaten, insbe-
sondere hinsichtlich der Minderung von Emissionen an 
der Quelle. 

3. Welche Wege europäischer Zusammenarbeit (auch 
mit den osteuropäischen Staaten) werden beschrit-
ten, um die Waldflächenentwicklung, auftretende 
Schäden und Schadeinflüsse in den europäischen 
Waldbeständen festzustellen und weiteren Schä-
den entgegenzuwirken? 

In Europa liegen keine Anzeichen für eine generelle 
Abnahme der Waldflächen vor, die verstärkte europäi-
sche Aktivitäten erfordern würden. Von den EG-Mit-
gliedstaaten wird die Frage der Waldflächenentwick-
lung im Zusammenhang mit der Ausarbeitung von 
Förderungsprogrammen im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarstrukturpolitik und der Regionalpolitik behan-
delt. 

Aus der Sicht der Bundesregierung stellen die Wald

-

schäden gegenwärtig ein Umweltproblem dar, das 

nicht allein auf nationaler Ebene gelöst werden kann. 
Dies liegt darin begründet, daß Luftverunreinigungen, 
die die Waldschäden mitverursachen, z. T. weiträumig 
und grenzüberschreitend verfrachtet werden. So 
stammt z. B. etwa die Hälfte der auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland niedergehenden Schwe-
felverbindungen aus dem Ausland; andererseits wird 
auch etwa die Hälfte der bei uns entstehenden Emis-
sionen über die Grenzen der Bundesrepublik Deutsch-
land hinweg verfrachtet. Die Bundesregierung hält 
Maßnahmen zur Feststellung von Waldschäden, zur 
weiteren Erforschung der Ursachen und zur Verringe-
rung von Emissionen bei den Verursachern sowohl in 
der Bundesrepublik Deutschland als auch bei ihren 
europäischen Nachbarn als Ergänzung zu den Maß-
nahmen auf nationaler Ebene [vgl. III. 5. e)] für drin-
gend erforderlich. Sie ist deshalb an folgenden Aktivi-
täten beteiligt: 

Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen (FAO) 

Die Europäische Forstkommission (EFC) der FAO hat 
im Februar 1982 auf Initiative der Bundesrepublik 
Deutschland beschlossen, unter dem Vorsitz der Bun-
desrepublik Deutschland eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe 
einzurichten. Ziel ist, die ECE und die EG zu Aktivitä-
ten zu veranlassen, Erhebungen über den Umfang und 
die Ursache der Schäden durchzuführen sowie 
gemeinsame Vorschläge zur Verminderung von Wald-
schäden zu erarbeiten. Hierfür ist beabsichtigt, im 
Jahre 1984 eine internationale Konferenz der Forstmi-
nister in der Bundesrepublik Deutschland auszurich-
ten, falls hierfür die erforderlichen Mittel bereitgestellt 
werden. 

Europäische Gemeinschaften (EG) 

Von der Bundesrepublik Deutschland wurde die Ver-
abschiedung der Richtlinie 75/716/EWG des Rates vom 
24. November 1975 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über den Schwefelgehalt 
bestimmter flüssiger Brennstoffe (ABl. EG Nr. L 307 
S.22) unterstützt. Diese Richtlinie begrenzt den Schwe-
felgehalt von Gasölen. 

Der Rat der EG hat auf der Grundlage der Aktionspro-
gramme der EG für den Umweltschutz von 1973 und 
1977 eine Richtlinie 80/779/EWG vom 15. Juli 1980 
über Grenzwerte und Leitwerte der Luftqualität für 
Schwefeldioxid und Schwebstaub (ABl. EG Nr. L 229 
S. 30) beschlossen. Die Richtlinie verpflichtet die Mit-
gliedstaaten, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 
damit die festgesetzten 50 2- und Schwebstaubgrenz-
werte ab 1. April 1983 nicht mehr überschritten wer-
den. Durch das System der Leitwerte soll erreicht wer-
den, daß in Gebieten mit ansteigender Luftverunreini-
gung und in besonders schutzwürdigen Reinluftgebie-
ten die Luftqualität sich nicht über den durch die Leit-
werte gesetzten Rahmen hinaus verschlechtert. 

Die Entscheidung des Rates vom 24. Juni 1982 (ABl. 
EG Nr. L 210 S. 1) zur Einführung eines gegenseitigen 
Austausches von Informationen und Daten aus Meß-
netzen und einzelnen Stationen zur Erfassung der Luft-
verschmutzung in den Mitgliedstaaten erfaßt auch die 
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Daten über die Luftverschmutzung durch Schwefelver-
bindungen und durch Schwebstoffe. Mit dem Aus-
tausch der Meßergebnisse sollen die langfristigen Ten-
denzen der mit den gemeinschaftlichen und einzel-
staatlichen Vorschriften erzielten Verbesserungen fest-
gestellt werden. 

Auf der EG-Umweltratstagung am 24. Juni 1982 
beschloß der Rat — im Interesse eines baldigen Inkraft-
tretens des nachstehend genannten ECE-Übereinkom-
mens —, die Ratifikationsurkunden der Mitgliedstaaten 
und die Abschlußakte der Gemeinschaft zu diesem 
Übereinkommen bis zum 15. Juli 1982 gemeinsam zu 
hinterlegen. Dies ist inzwischen geschehen. 

Die deutsche Delegation regte auf dieser Ratstagung 
die Erarbeitung einer EG-Grundsatzrichtlinie „Luft-
reinhaltung" mit dem Ziel der Einführung bzw. Har-
monisierung von Emissionsnormen an und legte ein 
entsprechendes Memorandum vor. 

Die Bundesregierung hat im Agrarrat am 20. Septem-
ber 1982 eine Initiative eingebracht, wonach die Fest-
stellung und Überwachung von Waldschäden sowie 
die weitere Erforschung der Ursachen auf EG-Ebene 
vorangetrieben werden sollten. 

Europäische Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen (ECE) 

Wegen der schädlichen Auswirkungen von Luftverun-
reinigungen auf die menschliche Gesundheit und die 
Umwelt und wegen deren grenzüberschreitenden 
Charakters hat die ECE im Jahre 1979 ein Überein-
kommen über weiträumige grenzüberschreitende Luft-
verunreinigungen verabschiedet. Darin verpflichten 
sich die Vertragsparteien, durch Informationsaus-
tausch, Konsultationen, Forschungs- und Überwa-
chungsarbeiten Politiken und Strategien zu entwik-
keln, die der Bekämpfung von Emissionen dienen sol-
len. An dieser Zusammenarbeit sind auch osteuropäi-
sche Länder beteiligt. Das Abkommen ist inzwischen 
von der erforderlichen Zahl von Staaten ratifiziert wor-
den und tritt in Kürze in Kraft. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird sich beim Exekutivorgan der ECE 
für eine internationale Harmonisierung von Emissions-
normen als vordringlichste Aufgabe der Luftreinhalte-
politik einsetzen. 

Organisation für Europäische Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) 

Die Bundesrepublik Deutschland hat in der Arbeits-
gruppe Luftreinhaltung der OECD eine Initiative 
ergriffen, um auch in den Mitgliedstaaten der OECD 
zu einer Senkung der Emissionen von Luftschadstoffen 
zu kommen. 

Stockholm-Konferenz über Luftverschmutzung vom 
Juni 1982 

Als Aktivität mit überwiegend europäischem Charak

-

ter ist die Stockholm-Konferenz über Luftverschmut

-

zung vom Juni 1982 zu nennen. An der Konferenz, zu 
der die schwedische Regierung eingeladen hatte, nah-
men Wissenschaftler und Regierungsvertreter aus 
21 europäischen und nordamerikanischen Staaten, die 
EG und fünf internationale Organisationen teil. Die 
Konferenz kam zu dem Ergebnis, daß die Erweiterung 
und Ausfüllung eines international abgestimmten Pro-
gramms für die Reduzierung von Schwefeldioxid-
emissionen dringlich ist. Ähnliche Maßnahmen sollten 
so bald wie möglich auch zur Verminderung von Stick-
stoffemissionen in Angriff genommen werden. 

Bilaterale Kontakte 

Die Bundesrepublik Deutschland nutzt auch ihre bila-
teralen Kontakte, insbesondere zu den Nachbarstaaten 
im Westen und im Osten, um eine Reduzierung der 
grenzüberschreitenden Luftverunreinigungen zu errei-
chen. So war dieses Problem z. B. Gegenstand der 
Erörterungen zwischen den Grenzbevollmächtigten 
der Bundesrepublik Deutschland und der CSSR. Die 
Bundesregierung wird in Kürze auch mit der DDR 
einen Informationsaustausch über Probleme grenz-
überschreitender Luftverunreinigungen aufnehmen. 

Internationaler Verband Forstlicher Forschungsanstal-
ten (IUFRO) 

Wege zur europäischen Zusammenarbeit werden 
außerdem im Rahmen des Internationalen Verbandes 
Forstlicher Forschungsanstalten (IUFRO) beschritten. 
Auch er befaßt sich u. a. mit Luftverunreinigungen und 
Schadeinflüssen sowie Maßnahmen gegen Waldschä-
den, wie z. B. Kriterien für die Immissionsempfindlich-
keit des Waldes und das Resistenzverhalten von Wald-
bäumen. Auf Leitungsebene und in Fachgruppen 
arbeiten zahlreiche Forstwissenschaftler aus der Bun

-

desrepublik Deutschland mit. 

III. Forstwirtschaft in der Bundesrepublik Deutsch-
land 

1. Rohstoffversorgung 

a) Wie entwickeln sich in der Bundesrepublik 
Deutschland die Nachfrage, das Aufkommen 
und der Selbstversorgungsgrad bei Rohholz und 
Holzprodukten? 

Zur Beantwortung der Frage steht die von der Bundes-
forschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft ent-
wickelte und jährlich errechnete Gesamtholzbilanz der 
Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung. Darin 
wird mit der Umrechnungseinheit „Rohholzäquiva-
lent" m3  (r) die zur Erzeugung der zahlreichen auf der 
Basis von Holz hergestellten Produkte durchschnittlich 
einzusetzende Rohholzmenge zugrunde gelegt. 
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Übersicht 1 

Gesamtholzbilanz für die Bundesrepublik Deutschland 
in Mio. m3  (r) Rohholzäquivalente 

Jahr Rohholz 
aus dem 
Inland 

Altpapier

-

einsatz 
aus dem 
Inland 

Verminde

-

rung der 
Lager

-

bestände 

Einfuhr 
an Holz 
und Holz

-

produkten1) 

Gesamt

-

aufkommen 
an Holz

-

produkten 1 ) 

Ausfuhr 
an Holz 
und Holz

-

produkten 1 ) 

Vermehrung 
der Lager

-

bestände 

Verbrauch 
an Holz 
und Holz

-

produkten 
im Inland1) 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 

1950 25,5 1,2 - 3,7 30,4 1,6 - 28,8 
1960 24,6 3,4 - 20,6 48,6 3,2 - 45,4 
1970 29,0 7,0 - 35,6 71,6 8,4 1,0 62,1 
1975 26,1 6,9 1,0 29,8 63,8 14,9 - 49,0 
1977 29,3 8,4 - 38,2 75,9 18,4 0,1 57,4 
1978 28,0 8,8 - 42,3 79,2 17,9 0,6 60,6 
1979 27,4 9,5 1,0 46,5 84,4 19,9 - 64,6 
1980 30,1 9,6 - 47,9 87,6 21,5 1,0 65,0 
1981 29,2 10,1 0,3 45,2 84,8 22,9 - 61,9 

1) zu den Holzprodukten gehören Holzhalbwaren, Holzfertigwaren, Möbel, Zellstoff, Papier und Pappe 

Die Entwicklung der Inlandsnachfrage nach Rohholz 
und Holzprodukten zusammengenommen ergibt sich 
aus dem bilanzierten Inlandsverbrauchsvolumen. Es 
stieg von 1950 bis 1970 erheblich an und hat sich 
seither - bei jährlichen Schwankungen - etwa auf 
diesem Niveau gehalten. Der Inlandsverbrauch von 
61,9 Mio. m3  (r) in 1981 entsprach etwa 1 m3  (r) pro 
Kopf. 

Zur Beurteilung der gesamten holzwirtschaftlichen 
Nachfrage nach Rohholz und Holzprodukten muß 
allerdings das Gesamtaufkommen zugrunde gelegt 
werden. Es belief sich 1981 auf 84,8 Mio. m 3  (r). Die 
Zusammensetzung des Gesamtaufkommens stellt sich 
für die Jahre 1977 bis 1981 in m3  (r) bemessen im 
Durchschnitt wie folgt dar: 

Übersicht 2 

Versorgungsstruktur bei Holz und Holzprodukten (Marktaufkommen im Durchschnitt 
der Jahre 1977 bis 1981) 

Aufkommens- und Verwendungsbereich Menge in Rohholz

-

äquivalenten m 3  (r) 
v. H. Anteile bezogen auf 

Gesamtaufkommen (4.) Inlandsverbrauch (6.) 

1. Rohholz aus dem Inland 28,8 35,0 46,3 
2. Altpapier aus dem Inland 9,4 11,4 15,1 
3. Einfuhr an Holz und 

Holzprodukten aller Art 44,1 53,6 70,9 
4. Gesamtaufkommen 82,3 100 132,3 
5. Ausfuhr an Holz und 

Holzprodukten aller Art 20,1 25,0 32,3 
6. Inlandsverbrauch (4. (-) 5.) 62,2 75,0 100 
7. Nettoeinfuhr (3. (-) 5.) 24,0 29,2 38,6 

(Rundungen zum Ausgleich von Lagerbestandsveränderungen) 

Danach ergibt sich für die Zeit 1977 bis 1981 im Durch-
schnitt gesehen folgende Versorgungsstruktur: 
Gemessen am Gesamtaufkommen bei Holz und Holz-
produkten aller Art zusammengenommen machte das 
Rohholz aus der deutschen Forstwirtschaft 35 v. H. aus, 
bezogen auf den Inlandsverbrauch 46,3 v. H. Die Ein-
fuhren hatten mit 53,6 v. H. am Gesamtaufkommen 
70,9 v.H. bezogen auf den Verbrauch eine herausra-
gende Bedeutung zur Marktversorgung. Die wichtig- 

sten Produkte waren hier Zellstoff, Papier und Schnit-
tholz. Unter Berücksichtigung nennenswerter Ausfuh-
ren, in erster Linie Holzprodukte höherer Verdelungs-
stufen, verbleibt ein Nettoeinfuhrüberschuß von rd. 
24,0 Mio. m3  (r), der hauptsächlich durch Nettoeinfuh-
ren bei Zellstoff, Papier und Schnittholz bedingt ist. 

Hinsichtlich des Selbstversorgungsgrades bei Rohholz 
und Holzprodukten ist auf ganz ausgeprägte Unter- 
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schiede bei den einzelnen Warengruppen hinzuwei-
sen. Die Selbstversorgungsrate beträgt bei Zellstoff nur 
25 v. H., bei Furnier etwa 50 v. H., bei Schnittholz rd. 
74 v. H., bei Papier und Pappe 82 v. H. und bei Platten 
89 v. H. Die Versorgung der inländischen Holzbearbei-
tungsindustrie (Sägewerke, Holzspanplatten, Faser-
plattenindustrie) erfolgt zu über 90 v. H. aus inländi-
schem Holzaufkommen, und etwa 90 v. H. der Erzeug-
nisse werden auf dem Inlandsmarkt abgesetzt. 

Langfristig ist mit einer allmählichen Zunahme des 
Verbrauchs an Holz und Holzprodukten zu rechnen. So 
rechnet die Bundesforschungsanstalt für Forst- und 
Holzwirtschaft mit einer durchschnittlichen jährlichen 
Verbrauchszunahme von 0,7 v. H. bis 1,0 v. H. Der bis-
herige Trend eines steigenden relativen Anteils von 
Zellstoff und Papier am Gesamtverbrauch (in Rohhol-
zäquivalenten gemessen) könnte sich fortsetzen. 

Ob und inwieweit Veränderungen in der bisherigen 
Versorgungsstruktur und des Selbstversorgungsgrades 
eintreten, hängt aber von der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und im Besonderen von der der holzwirt-
schaftlichen Produktion im Inland ab. Unter der Vor-
aussetzung, daß internationale Wettbewerbsfähigkeit 
auf der Basis von einheimischem Holz und anderen 
Rohstoffen gegeben ist, könnten zusätzliche Rohholz

-

mengen aus der deutschen Forstwirtschaft verwendet 
werden. Wesentliche Veränderungen der Gesamtholz

-

bilanz wären nur zu erwarten, wenn die inländische 
Versorgung mit Schnittholz und Zellstoff erheblich 
gesteigert werden könnte, was aber nur begrenzt und 
nur mittel- bzw. langfristig möglich wäre. Diese Ent-
wicklung hängt entscheidend von der künftigen 
Kosten- und Preisrelation ab. 

b) Was kann oder sollte nach Auffassung der Bun-
desregierung getan werden, um unter Beach-
tung des Nachhaltigkeitsprinzips das Holzauf-
kommen aus der eigenen Forstwirtschaft zu er-
höhen? Sind dabei besondere Struktur- und Be-
sitzprobleme des Körperschaftswaldes oder des 
kleinen Privatwaldes zu berücksichtigen? Wie 
wäre dies agrarpolitisch zu beurteilen? 

Forstpolitisches Ziel ist es, den gegebenen Bedarf an 
Rohholz zu decken, wobei voraussehbaren Zukunfts-
entwicklungen Rechnung zu tragen ist. Hierbei kommt 
es darauf an, ein breites Spektrum an Optionen offen-
zuhalten, da sich die Marktnachfrage langfristig 
ändern kann. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß künftig 
der Bedarf an Holz weltweit steigen wird (vgl. I. 2) und 
daß eine Erhöhung der Holzproduktion in vielen Län-
dern der Erde, insbesondere auch in der Bundesrepu-
blik Deutschland, noch in beträchtlichem Maße mög-
lich ist. 

Inwieweit die Nachfrage nach in der Bundesrepublik 
Deutschland erzeugtem Rohholz steigen wird, hängt in 
erster Linie von der Nachfrage der Holzindustrie ab. 
Gegenwärtig deckt die deutsche Holzindustrie nahezu 
ihren gesamten Rohholzbedarf aus dem Inland, gleich

-

zeitig ist jedoch das Volumen importierter Halb- und 
Fertigwaren stark steigend. Der Markt für Holz und 
Holzprodukte ist liberalisiert; Außenschutzmaßnah-
men sind nicht getroffen. 

Maßnahmen zur Erhöhung der forstlichen Produktion 
setzen eine international wettbewerbsfähige Holzwirt-
schaft mit genügenden Verarbeitungskapazitäten vor-
aus. Die Bundesregierung und die Länder fördern die 
Holzwirtschaft im Rahmen der allgemeinen Wirt-
schaftspolitik, z. B. mit Maßnahmen zur regionalen 
Wirtschaftsförderung, mit Forschungs- und Technolo-
gieförderungsmaßnahmen für kleine und mittlere 
Unternehmen, mit den Maßnahmen aus der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" und auch mit Frachthilfen für Indu-
strieholz und Schnittholz in bestimmten Zonenrandge-
bieten. 

Investitionsentscheidungen im Bereich der Holzindu-
strie setzen hinreichend genaue Planungsgrundlagen 
über die verfügbaren Rohstoffvorräte voraus. Untersu-
chungen in Teilbereichen weisen zwar darauf hin, daß 
die Holzvorräte in der Bundesrepublik Deutschland 
wesentlich höher sind, als dies auf der Basis der Forst-
erhebung 1961 anzunehmen ist, stellen jedoch keine 
gesicherte Informationsbasis dar. Deshalb kommt der 
Durchführung einer bundesweiten Waldinventur, für 
die die Bundesregierung einen Gesetzentwurf vorle-
gen wird, besondere Bedeutung zu. Daneben können 
aus dieser Inventur Informationen darüber erwartet 
werden, ob Maßnahmen zur Verbesserung des Wald-
zustandes erforderlich sind. 

Zur Deckung einer steigenden Nachfrage nach Holz 
können bereits jetzt, insbesondere durch eine Vergrö-
ßerung der Waldfläche, eine Verbesserung des Wald-
zustandes und eine Verbesserung der Flächenproduk-
tivität die entsprechenden Voraussetzungen geschaf-
fen werden. Der Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten hat 1981 ein forstpolitisches 
Konzept veröffentlicht, in dem Vorstellungen entwik-
kelt werden, wie die Maßnahmen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes" auszugestalten und durch 
Maßnahmen außerhalb dieser Gemeinschaftsaufgabe 
zu ergänzen sind, um diesen Zielen zu entsprechen. 

Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammen-
hang der Förderung der Erstaufforstung, der Umwand-
lung von ertragsschwacher Bestockung in standortge-
mäßen Hochwald, der waldbaulichen Maßnahmen zur 
Verbesserung der Struktur von Jungbeständen, des 
Forstwegebaus sowie der forstwirtschaftlichen Zusam-
menschlüsse zu. 

Daneben erwartet die Bundesregierung aus der Förde-
rung der Forstpflanzenzüchtung, der Weiterentwick-
lung von Düngungs- und Meliorationsverfahren unter 
Beachtung ökologischer Aspekte, sowie der Verbesse-
rung der Vitalität der Wälder durch Herabsetzung der 
Grenzwerte für beeinträchtigende Emissionen langfri-
stig produktionssteigernde Wirkungen. 

Weitere Kostensenkungen bei der Forstwirtschaft, wie 
sie durch den 1982 von der Bundesregierung geförder- 
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ten Modellversuch „Kostensenkung bei der Schwach-
holzernte" aufgezeigt werden, würden dazu beitragen, 
die Aufnahmebereitschaft der Holzindustrie zu erhö-
hen und damit ebenfalls zu einer Erhöhung des Roh-
holzaufkommens beitragen. 

Nicht nur aus rohstoffpolitischer, sondern auch aus 
agrarpolitischer Sicht ist eine Verbesserung der Pro-
duktivität der Forstwirtschaft sehr erwünscht. Gerade 
im strukturschwachen ländlichen Raum besitzt der 
Sektor Forst- und Holzwirtschaft oftmals eine Schlüs-
selfunktion für die wirtschaftliche Entwicklung. Stark 
hemmend wirken gegenwärtig die noch vorhandenen 
Strukturmängel, insbesondere im Körperschafts- und 
Privatwald unter 50 ha (Kleinwald). Besitzzersplitte-
rung, Gemengelage und z. T. ungünstige Ausformung 
der Waldparzellen erschweren die ordnungsgemäße 
und nachhaltige Waldbewirtschaftung und wirken sich 
negativ auf die Holzerzeugung aus. Insofern kommen 
die erwähnten strukturverbessernden Maßnahmen im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" mittelbar 
auch der Verbesserung der Lebensverhältnisse im 
ländlichen Raum zugute. Eine verstärkte Heranzie-
hung landwirtschaftlicher Flächen zur Erzeugung von 
Holz würde zudem die Rohstoffbasis stärken und zur 
Minderung von Marktungleichgewichten bei bestimm-
ten Agrarprodukten beitragen. 

c) Bietet die Zusammensetzung des inländischen 
Rohholzaufkommens die Gewähr, daß die für 
die Be- und Verarbeitung benötigten Holzsorten 
in ausgewogenem Maße zur Verfügung stehen? 

Das Rohholzaufkommen betrug im Durchschnitt der 
Jahre 1972/1976 28,2 Mio. m3 , im Durchschnitt der 

 Jahre 1977/1981 28,9 Mio. m3 . Tendenziell sinkt der 
Anteil des Stammholzes von 64,9 v. H. im Durchschnitt 
der Jahre 1972/1976 auf 62,9 v. H. im Durchschnitt der 
Jahre 1977/1981. Demgegenüber stieg der Anteil des 
Industrieholzes von 35,1 v. H. auf 37,1 v. H. an. Leicht 
zunehmend ist auch der Anteil des Nadelholzes insge-
samt. 

Fichtenstammholz ist nach wie vor die mengenmäßig 
wichtigste Holzart im Rohholzaufkommen. Die Baum-
artengruppe Fichte hat einen Anteil von knapp 43 v. H. 
an der Waldfläche der Bundesrepublik Deutschland. 

Für die holzbearbeitende Industrie entspricht das Roh-
holzaufkommen nach Menge und Holzart weitgehend 
dem gegenwärtigen Bedarf unter Beachtung der vom 
Weltmarkt ausgehenden Wettbewerbseinflüsse. Die 
technische Kapazität der Sägeindustrie ist allerdings 
erheblich größer als das verfügbare Stammholzange-
bot. Zur Versorgung der Indust rie mit Furnierstamm-
holz und Stägestammholz höherer Qualitäten und 
bestimmter Holzarten sind neben dem Inlandsaufkom-
men seit Jahrzehnten Einfuhren an Laubstammholz 
aus tropischen und anderen überseeischen Gebieten 
zu verzeichnen. Diese Importe nehmen aber laufend ab 
[vgl. III. 1. a)]. 

Die holzverarbeitende Indust rie (z. B. Möbel-, Fenster-, 
Türen- und sonstige Holzfertigwarenindustrie) produ

-

ziert im wesentlichen auf der Grundlage von Holzhalb

-

waren wie Schnittholz, Holzplatten und Furnieren. 
Soweit diese Produkte aus der inländischen Produktion 
mengenmäßig zur Verfügung stehen, entsprechen sie 
auch qualitativ den Erfordernissen des Marktes. Zur 
Ergänzung der Inlandsversorgung sind aber bei den 
Halbwaren Einfuhren erforderlich [vgl. III. 1. a)]. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die quali-
tative und quantitative Verbesserung des Rohholzan-
gebotes Voraussetzung ist, um der erkennbaren Ent-
wicklung zu einer qualitativ und quantitativ ansteigen-
den Nachfrage nach Rohholz für die inländische Be- 
und Verarbeitung zu entsprechen. 

d) Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung für den Anbau schnellwachsender Baum-
arten als „alternative Rohstoffquelle" in der 
Bundesrepublik Deutschland? 

Schnellwachsende Baumarten in- und ausländischer 
Herkunft werden in der Bundesrepublik Deutschland 
seit langem sowohl auf Waldflächen als auch in der 
Feldflur in wechselndem Ausmaß angebaut und 
genutzt. Je nach Zweckbestimmung, z. B. Holzerzeu-
gung oder Windschutz, variiert der Anbau nach Form 
(geschlossenen Bestände, Reihen, Streifen) und nach 
Betriebsarten (Nieder- und Mittelwald, Hochwald). 
Während früher für den Anbau schnellwachsender 
Baumarten innerhalb des Waldes die Erzeugung von 
Brennholz und Gerbrinde im Vordergrund stand, über-
wiegt heute die Möglichkeit der Nutzung als Werkstoff 
und als Rohstoff für die Zellstoffherstellung. 

Seit einigen Jahren gibt es eine weltweite Diskussion 
und Versuche mit dem Anbau schnellwachsender 
Laubbaumarten auf Flächen außerhalb des Waldes 
und deren Bewirtschaftung nach dem Vorbild des Nie-
derwaldes im Kurzumtrieb. Unter günstigen Bedingun-
gen und mit hohem Produktionsmitteleinsatz scheint es 
möglich, Erträge von mehr als 10t Trockensubstanz je 
Jahr und ha — also weit mehr als im Hochwaldbetrieb — 
bei mehrjährigen Nutzungsintervallen zu erzielen. Das 
Holz müßte in Form von Hackschnitzeln bereitgestellt 
werden und käme sowohl als Rohstoff für die Holz-
werkstoffindustrie als auch für die Zellstoffindustrie in 
Betracht; ferner ist eine chemische oder energetische 
Verwendung denkbar. 

Würde es gelingen, im Bundesgebiet auf Teilen des 
Brachlandes und auf entbehrlichen landwirtschaftli-
chen Nutzflächen unter Wahrung der Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege ertragreiche 
Kurzumtriebsplantagen in einer Größenordnung von 
200000 ha bis 500000 ha, d. h. rund 1,5 v. H. bis 3,8 v. H. 
der landwirtschaftlichen Fläche, zu begründen, so 
würde diese zusätzliche Rohstoffquelle das inländische 
Holzaufkommen von rund 13 Mio. t Trockensubstanz je 
Jahr um möglicherweise 2 Mio. t bis 5 Mio. t erhöhen 
und gleichzeitig einen Beitrag zur Lösung agrarpoliti-
scher Probleme leisten können. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Frage 
des Anbaues schnellwachsender Baumarten insbeson- 
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dere außerhalb des Waldes wissenschaftlich weiterhin 
klärungsbedürftig ist. Sie hat deshalb mehrere diesbe-
zügliche Forschungs- und Entwicklungsaufträge ver-
geben. 

2. Waldbesitz 

a) Wie hat sich die Größenstruktur der Forstbetrie-
be (einschließlich landwirtschaftliche Betriebe 
mit Waldflächen) differenziert nach Besitzarten 
in der Bundesrepublik Deutschland entwickelt? 
Welche künftigen Entwicklungen sind er-
kennbar? 

Die Waldfläche in der Bundesrepublik Deutschland 
beträgt nach dem Stand von 1981 rund 7,33 Mio. ha. 
Seit 1971 hat sie um rund 2 v. H. zugenommen. 

Die drei Besitzarten Privatwald, Körperschaftswald 
und Staatswald sind am gesamten Waldbesitz wie folgt 
beteiligt: 

3,35 Mio. ha bzw. 45,7 v. H. Privatwald, 
1,76 Mio. ha bzw. 24,0 v. H. Körperschaftswald, 
2,22 Mio. ha bzw. 30,3 v. H. Staatswald. 

Von der Gesamtwaldfläche entfallen rund 6,88 Mio. ha 
auf die statistisch erfaßten land- und forstwirtschaftli-
chen Betriebe, d. h. auf Forstbetriebe einschließlich 
landwirtschaftlicher Bet riebe mit Waldflächen. 

Die restlichen 0,45 Mio. ha sind p rivate Kleinstwaldflä-
chen. 

Die Größenstruktur der Bet riebe insgesamt ist seit 1971 
annähernd gleich geblieben. 

Im Privatwald haben sich weder die durchschnittliche 
Waldfläche aller Betriebe noch die der einzelnen 
Betriebsgrößengruppen nennenswert verändert. 

Für den Körperschaftswald gilt das gleiche. Allerdings 
hat hier die Gruppe der Betriebe mit weniger als 500 ha 
Waldfläche rund 5 300 Betriebe mit zusammen etwa 
300 000 ha verloren. Diese Waldfläche ist als Zugang 
bei den Betrieben mit mehr als 500 ha Waldfläche zu 
verzeichnen. Es ist davon auszugehen, daß diese Ver-
schiebungen im wesentlichen auf den Zusammen-
schluß einer Vielzahl von Gemeinden zu Großgemein-
den zurückzuführen sind. 

Im Staatswald hat sich lediglich die Durchschnitts

-

größe der Betriebe mit mehr als 1 000 ha Waldfläche 

stärker erhöht — ein Ergebnis organisatorischer Verän-
derungen im Bereich der -Forstverwaltungen der 
Länder. 

Zusammenfassend bleibt für die Forstwirtschaft festzu-
stellen, daß ein Strukturwandel — im Vergleich zur 
Landwirtschaft — nur begrenzt stattgefunden hat. Aller-
dings hat die Waldfläche des Kleinstwaldbesitzes 
außerhalb von land- und forstwirtschaftlichen Betrie-
ben zu Lasten der Fläche des bet rieblich bewirtschafte-
ten Privatwaldes zugenommen. Diese Entwicklung 
dürfte auch in Zukunft anhalten, wenn landwirtschaft-
liche Betriebe unter Zurückbehaltung der meist klei-
nen und kleinsten Waldflächen aufgegeben werden. 
Einer Einbeziehung von Kleinstwaldflächen in forst-
wirtschaftliche Zusammenschlüsse [vgl. III. 3. a)] wird 
daher in Zukunft größere Bedeutung zukommen. 
Zunehmendes Gewicht erhält auch die Waldflurberei-
nigung. 

b) Wie haben sich Aufwand und Erlöse sowie Ein-
kommenswerte in den verschiedenen Besitzar-
ten entwickelt, und wie wird diese Entwicklung 
von der Bundesregierung im Hinblick auf die 
soziale Lage der Waldbesitzer beurteilt? 

Im Agrarbericht der Bundesregierung wird jährlich 
über die Lage und Entwicklung der Forstwirtschaft auf 
der Grundlage der Wirtschaftsergebnisse der Staats-
forstverwaltungen und der Forstbetriebsstatistik für 
den Körperschafts- und Privatwald berichtet. Die Wirt-
schaftsergebnisse der Staatsforstverwaltungen basie-
ren auf einer Totalerhebung, die betriebswirtschaftli-
chen Daten des Körperschafts- und Privatwaldes wer-
den im Rahmen des BML-Testbetriebsnetzes ermittelt. 
Für dieses Testbetriebsnetz konnte die für eine reprä-
sentative Stichprobe erforderliche Beteiligung auch 
kleinerer und ertragsschwacher Betriebe noch nicht 
voll erreicht werden. Daher sind Aussagen über die 
Betriebsergebnisse des Körperschafts- und Privatwal-
des zwar hinsichtlich ihrer Entwicklung möglich, hin-
sichtlich ihrer absoluten Höhe jedoch nur mit Ein-
schränkungen zu treffen. 

Der Staatswald erzielte im Jahre 1980, bezogen auf 
den Einschlag, einen Reinertrag von 36 DM je ha Holz-
bodenfläche (HB), nachdem er in den drei Vorjahren 
negative Reinerträge zu verzeichnen hatte. Gegenüber 
dem Vorjahr erhöhte sich der Reinertrag 1980 auf-
grund erhöhter Einschläge und Rohholzpreise um 
44 DM/ha HB (Übersicht 3). 

Übersicht 3 Betriebsergebnisse der Forstbetriebe des Staatswaldes 1 ) 

Gliederung DM/ha Holzbodenfläche 2 ) 

1977 1978 1979 1980 Zunahme 1980 
gegenüber 1979 

Betriebsertrag 552 565 574 663 89 

Betriebsaufwand 567 567 582 627 45 

Betriebseinkommen 391 379 378 481 103 

Reinertrag — 15 — 2 — 8 36 44 

1) Totalerhebung; nominale Kennzahlen, auf den Einschlag bezogen. 
2) Bis zum Jahr 1976 wurden die Betriebsergebnisse statistisch auf einer anderen Basis erhoben und sind deshalb nicht 

vergleichbar. 
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Die Betriebe des Körperschaftswaldes (Übersicht 4) 
erzielten 1980 einen Reinertrag von 192 DM/ha HB 
(+ 38 DM gegenüber dem Vorjahr). 

Bei diesem nominalen Wert, der deutlich über dem des 
Staatswaldes liegt, ist zu berücksichtigen, daß er aus 
den Angaben von Testbetrieben ermittelt wurde, deren 

Betriebsgröße oberhalb des Durchschnitts liegt. Außer-
dem werden die forstwirtschaftlichen Personal- und 
Sachkosten häufig nur zum Teil im forstwirtschaft-
lichen Haushalt der Körperschaften (Gemeinden) 
erfaßt, so daß die Einkommensergebnisse in gewissem 
Umfang überhöht sein können. 

Übersicht 4 

Betriebsergebnisse der Testbetriebe l) des Körperschafts- und Privatwaldes 

Gliederung DM/ha Holzbodenfläche 

1976 1977 1978 1979 1980 Zunahme 1980 
gegenüber 

1979 

Körperschaftswald 2 ) 

Betriebsertrag 558 684 649 647 721 74 
Betriebsaufwand 455 495 479 493 528 35 
Betriebseinkommen 433 529 469 463 514 51 
Reinertrag 3) + 104 + 188 + 170 + 154 + 192 38 

Privatwald 
Betriebsertrag 625 659 651 691 777 86 
Betriebsaufwand 498 534 553 566 604 38 
Betriebseinkommen 446 448 416 461 534 /73 
Reinertrag 3 ) + 127 + 125 + 98 + 125 + 174 49 

1) Betriebe ab 200 ha Waldfläche; nominale Kennzahlen, auf den Einschlag bezogen. 
2) Ein Teil der forstwirtschaftlichen Personal- und Sachkosten wird nicht im forstwirtschaftlichen Haushalt der Gemeinden 

erfaßt. 
3) Differenzen durch Rundungen auf ganze DM. 

Die im Agrarbericht 1982 dargestellten Ergebnisse für 
den Privatwald ergeben einen Reinertrag von 174 DM/ 
ha HB für 1980, was einer Verbesserung gegenüber 
dem Vorjahr von 49 DM/ha HB entspricht. Die Einkom-
mensstreuung war hier sehr ausgeprägt. So konnten 
Fichtenbetriebe Reinerträge von über 250 DM/ha HB 
erzielen, wohingegen Kiefernbetriebe 1980 keine posi-
tiven Reinerträge aufwiesen. 

Das Jahr 1980 hat aufgrund starker Holzpreiserhöhun-
gen allen drei Besitzarten Reinertragsverbesserungen 
gebracht, die auch im Jahre 1981 anhielten. Aber 
bereits im Jahr 1982 ist ein Rückgang der Holzpreise zu 
verzeichnen, so daß es bei weiter steigendem Betriebs-
aufwand zu einem Sinken der Reinerträge kommen 
dürfte. 

Eine Beurteilung der sozialen Lage der privaten Wald-
besitzer ist anhand der verfügbaren Unterlagen nur 
schwer möglich, insbesondere da nicht bekannt ist, 
welche Einkommensstruktur die Betriebe aufweisen. 
Ein Großteil der rund 500 000 Besitzer kleinerer Wald-
flächen bezieht das Haupteinkommen aus nichtforstli-
cher Betätigung, insbesondere aus der Landwirtschaft. 
Wesentlich stärkeren Einfluß auf die Einkommenssi-
tuation haben die Einkünfte aus der Forstwirtschaft für 
die rund 1200 Betriebe mit Waldflächen von über 
200 ha. Ungünstige Erträge, die sich beim Staatswald 
für eine Reihe von Jahren in negativen Betriebsergeb

-

nissen niedergeschlagen haben, dürften hier z. T. 
durch erhöhte Einschläge und Zurückstellung von 
Investitionen ausgeglichen worden sein. 

c) Bestehen regionale oder besitzartenspezifische 
Besonderheiten bei der Altersklassenverteilung, 
die die Forstbetriebe vor Probleme stellen? 

Aktuelle Angaben über die regionale und besitzarten-
spezifische Altersklassenverteilung liegen nicht vor. 
Die derzeit verfügbaren Zahlen beruhen auf der Forst-
erhebung von 1961. Danach ist die Altersklassenvertei-
lung des gesamten Hochwaldes der Bundesrepublik 
Deutschland im ganzen unausgeglichen. Die jüngsten 
und jüngeren Altersklassen sind überproportional 
stark vertreten. Dies ist vor allem eine Folge des Über-
gewichts an jüngeren Nadelholzbeständen. Hier zei-
gen sich die Nachwirkungen der beiden Weltkriege. 
Zwangsweise wurden damals auf großen Flächen Alt-
holzbestände eingeschlagen. Diese Flächen mußten in 
kürzester Frist mit dem damals verfügbaren Pflanzgut 
(Nadelbaumarten) wiederaufgeforstet werden. 

Der Privatwald, vor allem der in aussetzendem Betrieb 
wirtschaftende kleine und mittlere Privatwald, weist 
die ungünstigste Altersklassenverteilung auf. Hier ist 
der Anteil der jungen Altersklassen weitaus höher als 
im übrigen Waldbesitz. 



Drucksache 9/2366 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

Es ist zu vermuten, daß die Altersklassenverteilung 
auch heute noch unausgeglichen ist. Hierzu dürften 
insbesondere die Großkalamitäten in den 60er und 
70er Jahren (Sturmkatastrophen und Waldbrandkata-
strophen in Südwest- und in Norddeutschland) und die 
Schneebruchschäden zu Beginn der 80er Jahre in Süd-
deutschland beigetragen haben. 

Da die Pflege der Bestände der jungen Altersklassen 
besonders kostenintensiv ist und die Erlöse oftmals die 
Kosten nicht decken, stehen die betroffenen p rivaten 
Waldbetriebe vor erheblichen betriebswirtschaftlichen 
Problemen. Der Förderung der Bestandspflege mit 
öffentlichen Mitteln kommt deshalb große forstpoliti-
sche Bedeutung zu. Darüber hinaus verdienen alle 
Maßnahmen, die zu einer Kostensenkung bei der 
Schwachholzernte führen, dringend Unterstützung 
[vgl. III. 3. b)]. 

d) Welche Kosten und sonstigen Belastungen ent-
stehen den Waldbesitzern durch das Waldbetre-
tungsrecht, und inwieweit werden sie hierfür 
entschädigt? 

Kosten und Belastungen für den Waldbesitzer entste-
hen aus dem Betretungsrecht, d. h. aus der Inanspruch-
nahme der Erholungsfunktion des Waldes durch die 
Allgemeinheit insbesondere dann, wenn Maßnahmen 
zur Verhütung oder Beseitigung von Schäden durch 
den Erholungsverkehr notwendig werden, z. B. erhöhte 
Aufwendungen zur Kultursicherung, Beseitigung von 
Schäden an Kulturen und deren Umzäunung, erhöhter 
Unterhaltungsaufwand für Waldwege, belastende 
Nebenfolgen aus der Errichtung von Erholungseinrich-
tungen und der dazugehörigen Infrastruktur wie Park-
plätze, Unterstellplätze. 

Die Summe der Belastungen ist in Form von Mehrauf-
wand und Minderertrag nur schwer zu ermitteln. In 
den Jahren 1975/1976 wurde eine bundesweite Erhe-
bung über die Belastung der Forstbetriebe aus der 
Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes durchge-
führt. Danach betrugen Mehraufwand und Minderer-
trag, die sich aus der Erholungsfunktion insbesondere 
dem Waldbetretungsrecht, ergaben, im Durchschnitt 
über alle Besitzarten rund 40 DM/ha/Jahr. 

In Gebieten mit hohem Besucherdruck (Verdichtungs-
gebieten) lagen die Belastungen wesentlich höher, im 
Privatwald im Durchschnitt bei 55 DM/ha/Jahr. Die 
Spitzenbelastung hatte hier naturgemäß der Körper-
schaftswald (z. B. Wald von Städten und Kurorten) mit 
im Durchschnitt 200 DM/ha/Jahr. 

In den Gebieten außerhalb der Verdichtungsräume 
und der typischen Erholungsgebiete lagen die Bela-
stungen niedriger, und zwar bei im Durchschnitt 
19 DM/ha/Jahr im Privatwald, 38 DM/ha/Jahr im Kör-
perschaftswald und 21 DM/ha/Jahr im Staatswald. 

Die Bundesregierung hat 1981 den Auftrag für eine 
erneute Erhebung erteilt, um die Ermittlung dieser 
Belastungen methodisch zu verbessern und die Zahlen 
zu aktualisieren. 

Ein unmittelbarer und vollständiger finanzieller Aus-
gleich der Belastungen der Forstwirtschaft aus dem 
Erholungsverkehr ist nach den geltenden Bestimmun-
gen nicht vorgesehen. Diese gehen vielmehr davon 
aus, daß die gesetzliche Öffnung des Waldes für den 
Erholungsverkehr grundsätzlich keinen entschädi-
gungspflichtigen Eingriff darstellt, sondern im Rahmen 
der Sozialbindung des Eigentums liegt. Im Bundes-
waldgesetz fehlen Entschädigungsbestimmungen 
schon aufgrund der rahmenrechtlichen Ausgestaltung 
des Zweiten Kapitels über die Erhaltung des Waldes, in 
dem u. a. auch die an die Ländergesetzgebung gerich-
tete Rahmenvorschrift über das Betreten des Waldes 
enthalten ist (§ 14 Bundeswaldgesetz). In den Länder-
waldgesetzen sind Entschädigungsregelungen nicht 
unmittelbar auf das Betretungsrecht des Waldes ausge-
richtet, vielmehr werden in allgemeiner Form Maßnah-
men mit enteignenden Wirkungen oder bestimmte 
Tatbestände als entschädigungspflichtig herausge-
stellt. Letzteres gilt z. B. für den Fall, daß sich aus der 
Erklärung zu Erholungswald (§ 13 Bundeswaldgesetz) 
unzumutbare Härten für den Waldbesitzer ergeben. 

Auf der anderen Seite ist nicht zu verkennen, daß die 
Öffnung des Waldes für die Allgemeinheit ein erhöhtes 
Risiko für die betroffenen Waldbesitzer bedeutet. Der 
Wald wird in verstärktem Umfang der Gefahr von 
Schäden ausgesetzt, wobei als Nachteil hinzukommt, 
daß dem Waldbesitzer eine zivilrechtliche Regulierung 
in der Regel nicht möglich ist, weil er Schädiger und 
Schadensverlauf nicht kennt. Dieses erhöhte Risiko 
wird zumindest teilweise durch die Länderwaldgesetze 
dadurch zu Lasten der Allgemeinheit aufgefangen, daß 
sie Beihilfen für die Waldbrandversicherung des Wal-
des gegen Brandschäden und vereinzelt auch einen 
Ausgleich durch Beseitigung oder Entschädigung für 
Schäden vorsehen, die durch den Erholungsverkehr 
entstanden sind. Eine zusammenfassende Darstellung 
der entsprechenden Länderregelungen enthält die 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Schmidt (Gellersen) u. a. und der 
Fraktionen der SPD und FDP zur Ausführung des Bun-
deswaldgesetzes durch die Bundesländer, auf die inso-
weit verwiesen wird (Drucksache 9/1319 vom 
3. Februar 1982). Das Bundeswaldgesetz trägt den 
Belastungen der Waldbesitzer durch den Erholungs-
verkehr mittelbar durch den Auftrag des § 41 Bundes-
waldgesetz Rechnung, die Forstwirtschaft unter ande-
rem wegen der Erholungsfunktion des Waldes öffent-
lich zu fördern. 

e) Welche Kosten entstehen den Waldbesitzern 
durch Einwirkungen von Schalenwild, und in-
wieweit werden diese Kosten von den Jagdaus

-

übungsberechtigten abgegolten? Welche admi-
nistrativen Maßnahmen kommen für die Ver-
minderung von Wildschäden in Frage? 

Schalenwild kann den Wald schädigen, wenn es auf-
kommende Sämlinge äst, wenn es junge Bäume an 
Knospen und Trieben verbeißt oder die Rinde mit dem 
Gehörn bzw. Geweih verletzt („verfegt") oder wenn es 
— in der Regel nur Rotwild — die Rinde mittelalter 
Bäume benagt („schält"). Während leichte Schäden 
den Wald selten dauerhaft beeinträchtigen, bedingen 
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schwere Schäden durch Zuwachsminderung oder 
Absterben der Bäume z. T. erhebliche und unmittel-
bare wirtschaftliche Verluste. Örtlich können zu hohe 
Schalenwildbestände sogar den Anbau waldbaulich 
erwünschter Baumarten verhindern und die Wieder-
aufforstung erschweren oder ohne besondere Schutz-
maßnahmen unmöglich machen. Insbesondere im 
Hochgebirge, wo Schutzmaßnahmen wegen der 
Schneelage und des Reliefs schwer durchzuführen 
sind, können Probleme bei der natürlichen Waldver-
jüngung auftreten. Auch erhöhter Besucherdruck auf 
Waldgebiete kann indirekt zu Wildschadensproble-
men führen; in stark beunruhigten Wäldern konzen-
triert sich das Wild in schwer begehbaren Dickungen 
und verursacht dort z. T. vermehrte Schäden. 

Unmittelbarer finanzieller Mehraufwand entsteht dem 
Waldbesitzer durch vorbeugende Maßnahmen (Zäu-
nung, Einzelschutz, spezielle waldbauliche Verfahren 
zur Wildschadensverminderung). 

Über den vorbezeichneten Mehraufwand sowie über 
den Gesamtumfang und die regionale Verteilung der 
Schäden, die den Waldbesitzern durch Schalenwild 
entstehen, liegen keine genauen, durch flächendek-
kende Erhebungen abgestützte Daten vor. Nach einer 
überschlägigen, auf das gesamte Bundesgebiet im 
Jahre 1976 hochgerechneten Schätzung sind die Scha-
lenwildschäden im Wald einschließlich der erforderli-
chen Forstschutzkosten auf jährlich rund 200 Mio. DM 
zu veranschlagen. 

Das Bundesjagdgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 29. September 1976 (BGBl. I S. 2849) unter-
scheidet bei der Regelung der Schadensersatzpflicht in 
§ 29 nicht zwischen landwirtschaftlich und forstwirt-
schaftlich genutzten Grundstücken. Gehört ein durch 
Schalenwild geschädigtes Grundstück zu einem 
gemeinschaftlichen Jagdbezirk, so trifft die Ersatz-
pflicht grundsätzlich die Jagdgenossenschaft, die aller-
dings in dem von ihr abgeschlossenen Jagdpachtver-
trag regelmäßig eine vorrangige Haftung des Jagd-
pächters begründet. In verpachteten Eigenjagdbezir-
ken richtet sich die Verpflichtung zum Wildschadens-
ersatz grundsätzlich nach der Vereinbarung, die zwi-
schen dem Geschädigten und dem Jagdausübungsbe-
rechtigten getroffen worden ist. Die über gemein-
schaftliche Jagdbezirke und Eigenjagdbezirke 
geschlossenen Pachtverträge sehen zum Teil eine pau-
schale Abgeltung für Wildschäden im Wald vor, um auf 
diese Weise Schwierigkeiten bei der Schadensbewer-
tung zu begegnen. 

Die Höhe/ der danach zur Abgeltung gelangenden 
Wildschäden im Wald ist nicht bekannt. 

Administrative Maßnahmen zur Verminderung der 
Wildschäden haben sich zwangsläufig mit Vorrang auf 
die Reduzierung überhöhter Schalenwildbestände zu 
konzentrieren, wenngleich nicht zu übersehen ist, daß 
auch (waldbauliche) Maßnahmen zur zweckentspre-
chenden Gestaltung des Lebensraumes des Wildes 
einen wesentlichen Beitrag zur Begrenzung der Wild-
schäden leisten können. Dieser Beitrag wird um so 
wichtiger, je stärker umweltbedingte Störungen 
(schwindender Lebensraum des Wildes, zunehmender 

Druck des Erholungsverkehrs auf bislang ruhige Wald- 
und Feldbereiche) das Schadverhalten auch stark 
reduzierter Wildbestände negativ beeinflussen oder 
eine konsequente Bejagung erheblich erschweren 
bzw. ausschließen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das Bun-
desjagdgesetz und die Länderjagdgesetze ein grund-
sätzlich ausreichendes Instrumentarium auch für admi-
nistrative Maßnahmen enthalten, die bei konsequenter 
Anwendung, insbesondere in Gebieten mit hohen 
Wildschäden eine der Vegetation angemessene Wild-
dichte gewährleisten können. Nach § 21 Bundesjagd-
gesetz darf Schalenwild nur im Rahmen einer 
Abschußplanung bejagd werden, die unter anderem in 
die Verpflichtung zur vollen Wahrung der berechtigten 
Ansprüche der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 
auf Schutz gegen Wildschäden eingebunden ist. Die 
Abschußpläne für den Staatswald setzen grundsätzlich 
die Länderforstverwaltungen fest. Für die Bestätigung 
oder Festsetzung der Abschußpläne in den anderen 
Jagdbezirken sind die Jagdbehörden der Länder 
zuständig. Zu den Kriterien im einzelnen für die Auf-
stellung der Abschußpläne und zu den Maßnahmen für 
die Überwachung ihres Vollzuges wird auf die Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abge-
ordneten Dr. Schmidt (Gellersen), Kiechle, Paintner 
und Genossen und der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP zur Ausführung des Bundesjagdgesetzes 
durch die Bundesländer (Drucksache 9/767) ver-
wiesen. 

Neben dem Instrument der Abschußplanung (Festset-
zung, Vollzug, Überwachung), das gerade wegen sei-
ner zentralen Bedeutung für die Verminderung über-
höhter Schalenwildbestände aus der Sicht mancher 
Waldbesitzer nicht konsequent genug genutzt wird, 
kann mit einer Reihe weiterer administrativer Maßnah-
men den von Schalenwild verursachten Schäden ent-
gegengewirkt werden. Zum Beispiel werden 

— Hegegemeinschaften im Sinne von § 10a Bundes-
jagdgesetz gebildet, 

— Rot- und Damwildgebiete festgelegt (räumliche 
Begrenzung dieser Wildarten), 

— bestimmte Wildeinstandsgebiete durch Besucher-
lenkung und Ausweisung von Schutzgebieten beru-
higt (Verhinderung der Konzentration von Schalen-
wild in Dickungen), 

— Mischkulturen bei der Erstaufforstung und die 
Anlage von Schutzpflanzungen von Bund und Län-
dern gefördert (dies kommt der Verbesserung des 
Äsungs- und Deckungsangebotes zugute). 

f) Ergeben sich in der längerfristigen Entwicklung 
Anzeichen dafür, daß der Anteil von Holz an-
steigt; das aufgrund von Schadensereignissen 
vorzeitig eingeschlagen werden muß? Welche 
Probleme sind nach Auffassung der Bundesre-
gierung damit verbunden? 

In unregelmäßigen Zeitabständen treten in der Forst

-

wirtschaft Schäden durch besondere Naturereignisse, 
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insbesondere Sturm, Feuer, Eis und Schnee auf. Damit 
fällt ein erheblicher Anteil des Rohholzangebots als 
außerplanmäßige Kalamitätsnutzung an. Schadenser-
eignisse führen dazu, daß Planungen nicht realisiert 
werden können, Arbeitsorganisation und Betriebslei-
tung erschwert werden, Kosten steigen und Nettoer-
löse sinken. 

Eine Statistik über Ausmaß und Ursachen dieses kala-
mitätsbedingten Schadholzanfalles in den einzelnen 
Waldbesitzarten ist gegenwärtig nicht vorhanden. Die 
Länderforstverwaltungen geben an, daß der Schad-
holzanfall mit jährlichen und regionalen Schwankun-
gen in einer Größenordnung von 15 v. H. bis 25 v. H. 
des gesamten Holzanfalles, in Einzelfällen auch dar-
über, liegt. 

Beispiele für größere Kalamitäten der letzten zehn 
Jahre sind: 
Sturmschäden 1972 in Norddeutschland, Schadensflä-
che 150 000 ha, Schadholzanfall 18 Mio. m 3 ; Waldbrand 
1975 in Niedersachsen, Schadensfläche 8200 ha; jährli-
che Schneebruchschäden von 1978/1979 bis 1981/ 
1982, Schadensfläche insgesamt rund 250000 ha 
Schadholzanfall insgesamt rund 13 Mio. m3 ; Tannen-
sterben (Erhebungen 1980 und 1981), Schadholzanfall 
bis Ende des Forstwirtschaftsjahres 1981 1,28 Mio. m 3 

 bei Existenzgefährdung des gesamten Tannenbe-
standes. 
Pflegerückstände in jungen und mittelalten Beständen 
können erheblich zu deren Schadensdisposition beitra-
gen. Die Bundesregierung erwartet daher von der im 
Jahre 1981 eingeführten Förderung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der Struktur von Jungbeständen im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" eine län-
gerfristige spürbare Verbesserung der Stabilität des 
Waldes und damit eine ensprechende Reduzierung des 
Schadholzanfalls. Darüber hinaus können die  Pflege-
rückstände in jungen und mittelalten Beständen 
wesentlich abgebaut werden, wenn es gelingt, die 
hohen Kosten der Schwachholzernte zu senken. Die 
Möglichkeiten für derartige Kostensenkungen sind in 
einem bundesweiten Modellversuch ausgelotet wor-
den [vgl. III. 3. b)]. 

Auf der anderen Seite wird der Schadholzanfall auf-
grund der durch Luftverunreinigungen mitverursach-
ten Waldschäden zunehmen. Dieses Risiko kann nur 
durch eine Verbesserung der Umweltschutzmaßnah-
men begegnet werden [vgl. II. 3. und III. 5.e)]. 

Schadholzanfälle größeren Ausmaßes führen im allge-
meinen zu einem regionalen Überangebot an den 
betroffenen Sortimenten mit entsprechenden Preisein-
bußen. Außerdem verursacht die Schadholzaufarbei-
tung höhere Kosten je m 3  und verlangt kostenwirk-
same betriebliche Umdispositionen. Schließlich führen 
Kalamitäten nicht nur zu einem unmittelbaren Schad-
holzanfall, sondern können die Bestandesstruktur auch 
so beeinträchtigen, daß die geschädigten Bestände für 
künftige Schadensereignisse besonders disponiert 
sind. 

Die Bundesregierung prüft im Falle von größeren 
Schadensereignissen jeweils, ob das im Gesetz zum 

Ausgleich von Schäden infolge besonderer Naturereig-
nisse in der Forstwirtschaft (Forstschäden-Ausgleichs-
gesetz) vom 29. August 1969 (BGBl. I S. 1533), zuletzt 
geändert durch Artikel 81 des Gesetzes vom 14. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3341), anzuwenden ist. 

3. Vermarktung 

a) Welche Vermarktungsprobleme bedürfen nach 
Auffassung der Bundesregierung einer vor-
dringlichen Lösung, und wie beurteilt die Bun-
desregierung die Wirksamkeit der forstwirt-
schaftlichen Zusammenschlüsse? 

Der Holzmarkt wird allein durch Angebot und Nach-
frage bestimmt. Allerdings kann es durch lokale oder 
regionale Schadensereignisse zu Marktungleichge-
wichten kommen, die insbesondere bei einer konjunk-
turell schwächeren Entwicklung Probleme hervorru-
fen. Der im Jahre 1970 von der Bundesregierung 
geschaffene Ausschuß „Entwicklung und Zusammen-
arbeit der Forst- und Holzwirtschaft beim BML" hat 
u. a. die Aufgabe, die Lösung von Problemen der Forst- 
und Holzwirtschaft vorzubereiten. Vermarktungspro-
bleme können besonders dann schwerwiegend sein, 
wenn Marktschwächen mit einem durch Kalamitäten 
erhöhten Aufkommen zusammenfallen, wie dies in den 
Jahren 1981/1982 der Fall war. In den vergangenen 
Jahren sind zur Verbesserung der Vermarktung bei 
Kalamitäten neben Einschlagsbeschränkungen nach 
dem Forstschäden-Ausgleichsgesetz auch Vermark-
tungsbeihilfen, Frachthilfen und steuerliche Vergünsti-
gungen gewährt worden. 

Vermarktungsprobleme gibt es weiterhin im Kleinpri-
vatwald als Folge eines strukturell bedingten, mengen-
mäßig zersplitterten und qualitätsmäßig oft unbefriedi-
genden Rohholzangebots. Durch die Förderung von 
forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen sind positive 
Wirkungen auf das Rohholzangebot jedoch bereits 
erkennbar eingetreten. Diese Entwicklung wird durch 
die Förderung der Zusammenschlüsse im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes" weiterhin unterstützt. 

b) Was kann nach Auffassung der Bundesregie-
rung getan werden, um bisher nichtverwertetes 
Schwachholz dem Markt zuzuführen? 

Holz geringerer Dimensionen fällt in erheblicher 
Menge aus waldbaulich notwendigen Durchforstun-
gen und daneben auch — als Koppelprodukt — beim 
Einschlag von Stammholz an. Schwachholz kann auf-
grund seiner im Vergleich zum Stammholz niedrigen 
Preise und erhöhten Aufarbeitungskosten teilweise 
nicht dem Markt zugeführt werden. 

Um eine weitgehende Verwertung zu erreichen, müs

-

sen alle noch bestehenden Möglichkeiten zur Kosten

-

senkung bei der Schwachholzaufarbeitung und beim 
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Transport genutzt werden. Im Jahre 1982 wurde ein 
bundesweiter Modellversuch abgeschlossen, der 
wesentliche Kostensenkungsmöglichkeiten aufzeigt 
[vgl. III. 1.b)]. Durch eine noch stärkere technisch

-

organisatorische Zusammenarbeit zwischen Forst- und 
Holzwirtschaft im Bereich der Holzernte und des Ver-
kaufs einschließlich vertraglicher Liefervereinbarun-
gen kann ebenfalls zur Lösung bestehender Vermark-
tungsprobleme beigetragen werden. Sofern die Preise 
für fossile Brennstoffe auch künftig weiter ansteigen, 
kann die Verwendung von Schwachholz als Brennholz, 
insbesondere in ländlichen Gebieten größeres Gewicht 
gewinnen. Pläne, die Kapazität der schwachholzverar

-

beitenden Industrie, insbesondere der Zellstoffindu-
strie, zu erweitern, ließen sich bislang nicht verwirkli-
chen. Für Investitionsentscheidungen benötigt die 
Industrie gesicherte Erkenntnisse über das langfristig 
zu erwartende Holzaufkommen der Forstwirtschaft, 
insbesondere auch bei Schwachholz. Eine Waldinven-
tur mit anschließender Holzaufkommensprognose 
kann solche Unterlagen liefern [vgl. III. 1.b)]. Die Bun-
desregierung ist daher der Auffassung, daß eine bun-
desweite Waldinventur so bald wie möglich durchge-
führt werden sollte. 

Im Rahmen der Zonenrandförderung werden für den 
Transport von Industrieholz aus bestimmten Gebieten 
auch gegenwärtig Frachthilfen eingesetzt, da sich in 
diesen Gebieten zusätzliche, durch die Teilung 
Deutschlands verursachte Absatzschwierigkeiten er-
geben. 

4. Waldarbeit 

a) Wie hat sich die Zahl der in der Forstwirtschaft 
beschäftigten Arbeitskräfte entwickelt (diffe-
renziert nach Vollbeschäftigten, Saisonarbeits-
kräften, Leiharbeitskräften)? Wie beurteilt die 
Bundesregierung die Beschäftigungslage in der 
Forstwirtschaft? 

In der Forstwirtschaft sind sowohl betriebseigene als 
auch Arbeitskräfte der privaten forstlichen Lohnunter-
nehmer beschäftigt. Die betriebseigenen Arbeitskräfte 
der Forstbetriebe teilen sich auf in Stammarbeiter 
(mehr als 200 Tariftage jährlich beschäftigt), regelmä-
ßig Beschäftigte (zwischen 60 und 200 Tariftage jähr-
lich beschäftigt) und unständig Beschäftigte (weniger 
als 60 Tariftage jährlich beschäftigt). Zu den unständig 
Beschäftigten sind auch die Saisonarbeitskräfte zu zäh-
len. Die Arbeitskräfte der landwirtschaftlichen Be

-

triebe mit Wald sind überwiegend Familienarbeits-
kräfte. 

Die Zahl der Arbeitskräfte im Privat- und Körper-
schaftswald mit 50 ha und mehr Waldfläche sowie im 
Staatswald ist in den letzten 15 Jahren – allerdings mit 
abnehmendem Trend – auf die Hälfte zurückgegangen 
(1955/1956 noch 135400; 1979/1980 lediglich 64400). 
Von den 64 400 forstbetrieblichen Arbeitskräften sind 
28 000 Stammarbeiter, 11 400 regelmäßig Beschäftigte 
und 25000 unständig Beschäftigte (Saisonarbeits-
kräfte, Nebenerwerbsarbeitskräfte etc.). 

Im gleichen Zeitraum hat die Zahl der Arbeitskräfte 
der privaten forstlichen Lohnunternehmer zugenom-
men; sie wird derzeit auf rund 38 000 veranschlagt. Für 
die Arbeitskräfte der landwirtschaftlichen Betriebe mit 
Wald liegen keine statistischen Angaben vor, inwie-
weit sie Waldarbeiten übernehmen. 

Der Rückgang der Beschäftigtenzahl in der Forstwirt-
schaft ist einerseits auf die weiter fortschreitende 
Rationalisierung, andererseits auf die Verlagerung des 
Arbeitsanfalls von Saison- und Nebenerwerbsarbeits-
kräften auf hauptberufliche Arbeitskräfte (Stammar-
beiter) zurückzuführen. Insgesamt wird sich die Zahl 
der Arbeitskräfte in den kommenden Jahren voraus-
sichtlich nur wenig verändern. Infolge eines starken 
Altersüberhangs werden in den nächsten Jahren viele 
ältere Waldarbeiter ausscheiden, so daß sich den Aus-
zubildenden in der Forstwirtschaft gute Berufs- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten bieten werden. 

b) Wie haben sich die Löhne und Gehälter in der 
Forstwirschaft im Vergleich zu den Arbeitsent-
gelten im Land- und Gartenbau oder im Hoch- 
und Tiefbau entwickelt? 

In der Forstwirtschaft sind mit Ausnahme der Forstbe-
amten überwiegend Lohnempfänger tätig. 

Von 1977 bis 1981 stiegen die durchschnittlichen Stun-
denlöhne in der Forstwirtschaft jährlich um rd. 5,2 v. H. 
Der Anstieg entsprechender Löhne in der Landwirt-
schaft sowie im Hoch- und Tiefbau lag in diesem Zeit-
raum bei jährlich 6,6 v. H. bzw. 6,8 v. H. Die durch-
schnittlichen Stundenlöhne in der Forstwirtschaft 
lagen dennoch 1981 mit rund 13,60 DM auf gleichem 
Niveau wie die Stundenlöhne im Hoch- und Tiefbau. In 
der Landwirtschaft betrug der durchschnittliche Stun-
denlohn 1981 rund 10,10 DM: 

Übersicht 5 Durchschnittliche Stundenlöhne in DM 

Wirtschaftsjahr Forstwirtschaft Landwirtschaft Hoch- und Tiefbau 

Staatswald Körperschaftswald Privatwald 

1976/77 12,60 11,43 10,67 7,80 10,46 
1977/78 12,38 11,76 11,58 8,25 11,12 
1978/79 13,11 12,54 11,69 8,93 11,84 
1979/80 13,80 14,06 12,88 9,59 12,66 
1980/81 — 14,22 13,12 10,12 13,63 
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c) Welche besonderen Probleme sieht die Bundes-
regierung bei den Arbeitsbedingungen in der 
Forstwirtschaft, und was wird getan, um die 
Humanisierung. der Arbeit weiter zu verbes-
sern? 

Die Probleme der Waldarbeit liegen insbesondere in 
der Schwere der körperlichen Arbeit, der Unfallgefähr-
dung und dem Einfluß der Witterung. Untersuchungen 
zu diesen Problembereichen und Lösungsmöglichkei-
ten werden von der Bundesregierung seit langem 
unterstützt und gefördert. 

Auf dem Gebiet der forstlichen Arbeitswissenschaft 
besitzt die Bundesrepublik Deutschland eine führende 
Rolle. Bereits in den 20er Jahren wurden von der deut-
schen Forstwissenschaft die wesentlichen Grundlagen 
für die allgemeine Arbeitswissenschaft erarbeitet. 

Das Institut für Arbeitswissenschaft der Bundesfor-
schungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft, Ham-
burg, befaßt sich mit den Problemen der Humanisie-
rung der Waldarbeit. In den letzten Jahren sind vor 
allem die Auswirkungen der Maschinenarbeit, insbe-
sondere der Motorsägenarbeit auf den arbeitenden 
Menschen (Vibration, Lärm, Aufmerksamkeitsbean-
spruchung) untersucht worden. Absicht ist es, die 
Arbeitsverfahren so zu gestalten, daß gesundheitliche 
Schäden und Überbeanspruchungen des Beschäftigten 
vermieden werden. 

Auch das von Bund und Ländern gemeinsam geför-
derte „Kuratorium für Waldarbeit und Forsttechnik" 
(KWF) verfolgt unter anderem die Ziele, Waldarbeits-
technik und Arbeitsbedingungen ständig weiter zu 
verbessern, technische Hilfsmittel zu entwickeln, zu 
erproben und zu prüfen sowie ihre  sachgemäße 
Anwendung zu propagieren. Mit forsttechnischen Prü-
fungen wird der Gebrauchswert forstlicher Arbeitsmit-
tel in technischer und betriebswirtschaftlicher Hin-
sicht, insbesondere aber auch unter ergonomischen 
Gesichtspunkten festgestellt. Die sicherheitstechni-
schen Aspekte spielen bei der Gerätesicherheitsprü-
fung der gleichen Institution eine besondere Rolle. In 
den Fachbereichen „Mensch und Arbeit" sowie „Aus- 
und Fortbildung" beschäftigt sich das Kuratorium für 
Waldarbeit und Forsttechnik -  ferner intensiv mit den 
Fragen der Humanisierung der forstlichen Arbeitswelt, 
insbesondere durch Prüfung und Mitwirkung bei der 
Weiterentwicklung von Arbeitssystemen, Maschinen 
und Geräten, aber auch von persönlicher Schutzausrü-
stung der Waldarbeiter sowie bei der Fortentwicklung 
forstlicher Unfallverhütungsvorschriften. 

Unfallgefährdung und Risiko von Berufskrankheiten 
gehen z. T. auch auf eine Selbstüberforderung der 
Arbeitnehmer bei der Akkordarbeit zurück. Die 
Akkordarbeit, die in vielen Bereichen der Waldarbeit 
vorherrscht, bietet höhere Verdienstmöglichkeiten als 
der Zeitlohn, erfordert jedoch volles körperliches Lei-
stungsvermögen, hohe Aufmerksamkeit und genaue 
Beachtung der Unfallverhütungsvorschriften. 

Mit der Einführung von vollmechanisierten Holzernte

-

verfahren treten für die Beschäftigten neue Arten von 
Gefahren auf. Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 

Unfallforschung unterstützt Untersuchungen mit dem 
Ziel, die Gefahren zu erkennen und zu verhüten. Der 
Bundesminister für Forschung und Technologie fördert 
die Entwicklung geräusch- und vibrationsarmer 
Motorsägen, für die der Bundesverband der landwirt-
schaftlichen Berufsgenossenschaften Entwicklungs-
ziele vorgegeben hat. 

Die Unfallgefährdung bei der Waldarbeit, vor allem im 
Zusammenhang mit der Holzernte, ist besonders hoch. 
In der Bundesrepublik Deutschland hat im Durch-
schnitt jährlich jeder vierte Waldarbeiter einen Unfall. 
Besonders gefährdet sind sehr junge und ältere Perso-
nen, Berufsneulinge und ausländische Arbeitnehmer. 
Von zehn Unfällen ereignen sich sieben im Holzein-
schlag, zwei bei Kultur- und Pflegearbeiten, einer auf 
dem Wege zu oder von der Arbeit. Ein Großteil der 
Unfälle ereignet sich im Körperschafts- und Privat-
wald, vor allem in den aussetzenden Betrieben des 
Kleinprivatwaldes. Die Ursachen für die Unfälle liegen 
insbesondere in mangelhafter Ausrüstung und unge-
nügender Beachtung der Unfallvorschriften durch Aus-
hilfskräfte und Ungelernte sowie in der unzureichen-
den Unterweisung in der Arbeitstechnik. Deshalb soll-
ten die Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten noch bes-
ser genutzt werden, insbesondere sollten Kleinprivat-
waldbesitzer das Ausbildungsangebot der Waldbau-
ernschulen nutzen. Für die Arbeitskräfte der Forstver-
waltungen und größeren Forstbetriebe vermitteln die 
Waldarbeiterschulen das notwendige Wissen und tra-
gen sehr wesentlich zu einer weiteren Humanisierung 
der Waldarbeit bei. 

Verstärkte Anstrengungen sind noch notwendig, um 
die bei Waldarbeitern typischen Berufskrankheiten, 
wie Weißfingerkrankheit, Lärmschwerhörigkeit sowie 
Rücken- und Nackenleiden zu vermeiden. Dringend 
erforderlich ist ferner, berufliche Rehabilitationsmög-
lichkeiten für kranke oder geschädigte Arbeitskräfte 
zu schaffen. 

5. Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutz; Erholungs-
funktion des Waldes 

a) Wie bewertet die Bundesregierung die beson-
deren Leistungen, die der Wald im Interesse des 
Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes er-
bringt (ökologischer Ausgleich, Verhinderung 
von Erosionen, Biotoperhaltung, Wasserhaus-
halt, Erhaltung des Landschaftsbildes)? 

Die Bundesregierung mißt den Umweltfunktionen des 
Waldes einen hohen Stellenwert bei. 

Nach der Zielvorgabe von § 1 Bundeswaldgesetz ist 
der Wald zu erhalten, erforderlichenfalls zu mehren 
und seine ordnungsgemäße Bewirtschaftung zu 
sichern, gerade weil er — neben seiner Bedeutung als 
Rohstofflieferant — eine wesentliche Rolle für die dau-
ernde Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, das 
Klima, den Wasserhaushalt, die Reinhaltung der Luft, 
die Bodenfruchtbarkeit, das Landschaftsbild und die 
Erholung der Bevölkerung spielt (Schutz- und Erho-
lungsfunktion des Waldes). 
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Für ein dichtbesiedeltes Land wie die Bundesrepublik 
Deutschland sind ausreichende Waldflächen, insbe-
sondere wegen der günstigen und schützenden Wir-
kungen des Waldes für die Gesundheit des Menschen 
und als natürlicher Ausgleichs- und Erholungsraum 
wichtig; der Wald ist von hoher Bedeutung für die 
Qualität der Lebensverhältnisse. 

Eine pflegliche Forstwirtschaft erfüllt wie keine andere 
Bodennutzungsform Aufgaben zum Schutz der natürli-
chen Ressourcen. Darüber hinaus leistet der Wald, 
nicht nur von der Fläche her, den wohl bedeutendsten 
Beitrag zur Erhaltung naturnaher Lebensräume. 

Die besondere Bedeutung der Wälder auch zur Erhal-
tung der Artenvielfalt sowie zur Erhaltung von Genres-
sourcen wird in jüngster Zeit immer stärker hervorge-
hoben [vgl. III. 5. f)]. 

Während der Wald noch vor einigen Jahrzehnten von 
einer breien Bevölkerung fast ausschließlich als Roh-
stoffquelle betrachtet wurde, werden heute auch die 
ökologischen Funktionen des Waldes in steigendem 
Maße erkannt und ernst genommen. Entsprechend 
besorgt steht sie auftretenden Gefährdungen des Wal-
des gegenüber. Die Walderhaltungspolitik der Bundes-
regierung im Sinne des Bundeswaldgesetzes kann sich 
somit auf einen breiten öffentlichen Konsens stützen. 

Die vielfältigen Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktio-
nen können auf vielen Standorten erbracht werden, 
ohne daß eine wirtschaftliche Holzproduktion einge-
schränkt werden müßte. Zudem sind Erhaltung der 
Bodenfruchtbarkeit und die Bodenregeneration durch 
standortgerechte Baumartenwahl wichtige Vorausset-
zungen für die nachhaltige Nutzungsfähigkeit des 
Waldes. Häufig lassen sich jedoch im praktischen 
Forstbetrieb diese Funktionen nicht ohne weiteres 
gleichzeitig voll realisieren, weil sie nicht zwangsläufig 
gleichgerichtet sein müssen. Sie können zum Teil 
sogar gegenläufig sein, so sind z. B. großflächige Kahl-
schläge mit dem Einsatz schwerer Maschinen und 
nachfolgende Düngung aus ökologischer Sicht 
bedenklich und in Wasserschutzgebieten nicht zuläs-
sig. In Lawinenschutzwäldern werden zugunsten des 
Schutzzweckes forstökonomische Maßnahmen allen-
falls untergeordnete Bedeutung haben können. Natur-
waldzellen oder -reservate müssen nicht nur von der 
forstlichen Nutzung freigehalten werden, sondern dar-
über hinaus auch von der Erholungsnutzung. Die 
Beachtung der Schutz- und Erholungsaufgaben erfor-
dert Rücksichtnahmen im Forstbetrieb, die zu Mehr-
aufwand oder Mindereinnahmen führen. 

Welche Funktionen der Wald ausübt und in welcher 
Rangfolge sie stehen, läßt sich nur unter Berücksichti-
gung des wirtschaftlichen Nutzens und der jeweiligen 
Schutzziele (z. B. Wasserschutz, Klimaschutz) und der 
Erholungserfordernisse entscheiden. Deshalb ist 
zumindest für größere räumliche Einheiten des Waldes 
eine planvolle Zuordnung der Funktionen erforderlich. 
Auf der Basis der Bestimmungen des Bundeswaldge-
setzes über die forstliche Rahmenplanung werden 

— die einzelnen Funktionen des Waldes örtlich und 
regional erfaßt, 

— die Bedeutung der Funktionen im Hinblick auf die 
erkennbaren Entwicklungen der Bedürfnisse der 
Gesellschaft gegeneinander abgewogen, 

— Grundsätze, Ziele und Richtlinien für die funktions-
gerechte Waldentwicklung abgeleitet. 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Waldflä-
chenentwicklung in waldarmen Gebieten? 

Waldflächenstatistiken für waldarme Gebiete bestehen 
nicht. Auch aus den Waldflächenbilanzen einzelner 
Länder lassen sich spezielle Angaben für waldarme 
Gebiete nicht machen, zumal derartige Gebiete die 
Ländergrenzen oftmals überschreiten. Eine Auswer-
tung der vorliegenden Bundesstatistiken läßt erken-
nen, daß die Waldfläche in den Gebieten mit wesent-
lich unter dem Bundesdurchschnitt liegendem Wald-
anteil insgesamt nicht abnimmt. Dem widerspricht 
nicht, daß in einzelnen Gebieten, beispielsweise in 
Teilen von Verdichtungsgebieten, auch ein Waldrück-
gang zu verzeichnen ist. 

Hauptgründe für Eingriffe in Waldgebiete sind Ver-
kehrsanlagen, Industrie und Bergbau, Siedlungswesen 
und Fernleitungen. 

Gerade in den waldarmen Gebieten kommt den Pla-
nungen und Maßnahmen der Träger öffentlicher Vor-
haben besondere Bedeutung für die Walderhaltung zu. 
Die Umwandlung von Waldflächen in andere Nut-
zungsarten setzt grundsätzlich die Genehmigung der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde voraus. 

Die Bundesregierung unterstützt grundsätzlich eine 
Ausweitung der Waldflächen durch Anlage neuer Wäl-
der; dies gilt vor allem für waldarme Gebiete. Die 
Förderung der Erstaufforstung im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes" wird hierfür als das geeig-
nete Instrument erachtet [vgl. III. 5. c)]. 

c) Durch welche Maßnahmen wirkt die Bundesre-
gierung der nachlassenden Erstaufforstungs-
tätigkeit entgegen? Bestehen administrative 
Hemmnisse? 

Aus der Sicht der Bundesregierung ist eine Vergröße-
rung der Waldfläche wegen der Sicherung der Roh-
stoffversorgung geboten und wegen des Ungleichge-
wichts bestimmter landwirtschaftlicher Märkte auch 
agrarpolitisch erwünscht. Den Belangen von Raumord-
nung, Naturschutz und Landschaftspflege wird durch 
das Genehmigungsverfahren sowie die Ausgestaltung 
der Förderungsgrundsätze für die Erstaufforstung 
Rechnung getragen. 

Die Förderung der Erstaufforstung ist im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes" für den Rahmenplan 1982 
bereits verbessert worden; derzeit können Erstauff or-
stungen je nach verwendeten Baumarten in einer Höhe 
von bis zu 80 v. H. bezuschußt werden. Bei der Ausge- 
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staltung der Förderung muß berücksichtigt werden, 
daß die Ertragsdifferenz zwischen land- und forstwirt-
schaftlicher Nutzung besondere Anforderungen an die 
Attraktivität der Förderung der Erstaufforstung stellt. 

Der Rückgang der Erstaufforstungen von durchschnitt-
lich 6 000 ha/Jahr in der Mitte der 60er Jahre bis auf 
wenig mehr als 1500 ha/Jahr zu Beginn der 80er Jahre 
wird von den in den Bundesländern an den einschlägi-
gen Genehmigungsverfahren beteiligten Stellen nicht 
auf administrative Hemmnisse zurückgeführt. 

Als Hemmnisse werden vielmehr genannt: 

— Hohe Kosten der Erstaufforstung und Folgemaß-
nahmen (Wildschutz, Kulturpflege, insbesondere 
beim Laubholz), 

— hohe Flächennachfrage der Landwirtschaft, 
— ungünstige Einkommenserwartung im Vergleich 

zur Landwirtschaft, insbesondere in den ersten Be-
standesjahrzehnten. 

d) In welchem Umfang ist der Wald von land-
schaftsverbrauchenden infrastrukturellen Maß-
nahmen betroffen? Welche Maßnahmen werden 
getroffen, um stärkere Eingriffe in die Waldbe-
stände, insbesondere in der Nähe der Ballungs-
räume, zu verhindern, bzw. in welchem Umfang 
wurden bei Eingriffen Ausgleichsmaßnahmen 
vorgenommen? 

Eindeutige Aussagen über den Waldverbrauch durch 
infrastrukturelle Maßnahmen lassen sich nicht treffen, 
da entsprechende Statistiken nicht vorliegen. Zu den 
Hauptgründen, die zu Eingriffen in Waldgebiete füh-
ren vgl. III. 5. b). 

Die Umwandlung von Waldflächen in eine andere Nut-
zungsart dürfte künftig mit Rücksicht auf die allgemein 
anerkannte Bedeutung des Waldes für die Umwelt 
keine wesentliche Rolle spielen. 

Bereits im Vorfeld der Entscheidung über Infrastruk-
turvorhaben, die großflächige Umwandlungen zur 
Folge haben [z. B. Straßenbau, Trockenabgrabungen 
(Kiesgruben)], kommt dem Ausgleich der unterschied-
lichen Interessen auf den vorgeschalteten Planungs-
ebenen (Landes- und Regionalplanung, Raumord-
nungsverfahren) eine große Bedeutung zu. In diesem 
Verfahrensstadium ist dem Wald in seiner Funktions-
vielfalt ein hoher Stellenwert beizumessen. Bei einer 
konkreten Entscheidung über eine beabsichtigte 
Umwandlung von Wald sind Rechte, Pflichten und 
wirtschaftliche Interessen der Waldbesitzer sowie die 
Belange der Allgemeinheit gegeneinander und unter-
einander abzuwägen. Die Genehmigung soll überall 
dort versagt werden, wo die Erhaltung des Waldes im 
überwiegenden öffentlichen Interesse liegt, insbeson-
dere wenn der Wald für die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, die forstwirtschaftliche Erzeugung 
oder die Erholung von wesentlicher Bedeutung ist. Die 
Erhaltung des Waldes, insbesondere in den Verdich-
tungsgebieten erfordert eine hohe Verantwortung bei 
den jeweiligen Planungs- und Entscheidungsträgern. 

Zu berücksichtigen ist auch, daß weitere Erschwerun-
gen von Umwandlungen, z. B. durch eine Verschärfung 
gesetzlicher Bestimmungen zugleich auch negative 
Auswirkungen auf die Bereitschaft hätte, Erstauffor-
stungen vorzunehmen, da die Grundeigentümer eine 
praktisch unveränderbare Festlegung von Flächen als 
Wald scheuen dürften. 

Umwandlungsgenehmigungen, die den Flächenbedarf 
für Industrie und Siedlung decken sollen, werden in 
unterschiedlichem Ausmaß mit Aufforstungsauflagen 
(in einigen Ländern z. B. Ersatzaufforstung auf entspre-
chend großer Fläche und möglichst in der Nähe des 
Waldverlustes) versehen. Statistische Angaben über 
den Umfang der Ausgleichsmaßnahmen liegen nicht 
vor. Die Straßenbauverwaltungen sind bemüht, z. T. 
über die gesetzlichen Vorschriften hinaus, Eingriffe in 
Waldgebiete zu vermeiden bzw. gering zu halten. Im 
Falle unvermeidlicher Angriffe werden in der Regel 
Ausgleichsmaßnahmen ergriffen, die darauf abzielen, 
durch entsprechende Neuaufforstungen die Waldflä-
che insgesamt zu erhalten, wenn möglich zu mehren. 

e) Welche Maßnahmen werden ergriffen, um die 
zunehmenden Immissionsschäden im Wald 
(saurer Regen) zu verhindern? Inwieweit kann 
hier das Verursacherprinzip zur Geltung kom

-

men?  Legt die Bundesregierung das Vorsorge-
prinzip zugrunde? 

Die Kenntnisse über Ursachen und Umfang der Wald-
schäden sind unter Vorsitz des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten von Sachver-
ständigen zusammengetragen und bewertet worden. 
Der abschließende Bericht wurde im Dezember 1982 in 
der Schriftenreihe „Angewandte Wissenschaft" des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten unter dem Titel „Waldschäden durch Luftver-
unreinigungen" veröffentlicht. Dieser Bericht, der im 
Lichte weiterer Erkenntnisse und Forschungsergeb-
nisse fortgeschrieben wird, vermittelt einen ersten 
umfassenden Überblick über die Waldschadensproble-
matik. Er kommt im wesentlichen zu folgenden Ergeb-
nissen: 

Waldschäden wurden auf einer Fläche von schätzungs-
weise 560000 ha ermittelt, wobei mit einem Fortschrei-
ten der Schäden gerechnet werden muß. 

An den Waldschäden sind in der Regel mehrere Fakto-
ren beteiligt (Schwefeldioxid, Schwermetalle, Stick-
oxide, Photooxidantien, Trockenheit, Frost, biotische 
Schaderreger, waldbauliche Einflüsse). Die Schädi-
gungsanteile der einzelnen Faktoren sind entspre-
chend den unterschiedlichen Bedingungen von Stand-
ort zu Standort verschieden. Bezüglich der Relevanz 
der einzelnen Faktoren sprechen die Indizien dafür, 
daß Luftverunreinigungen – wahrscheinlich SO 2  – und 
deren Umwandlungsprodukte eine wesentliche Ursa-
che für die Waldschäden sind. 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 15. März 
1974 (BGBl. I S. 721, 1193), die dazu gehörenden Ver

-

ordnungen und die Technische Anleitung zur Reinhal- 
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tung der Luft (TA Luft) sollen den Schutz des Men-
schen und seiner Umwelt vor schädlichen Umweltein-
wirkungen sicherstellen. Mit diesen Rechtsvorschriften 
liegt auch das notwendige Instrumentarium zur Emis-
sionsminderung der an den Waldschäden beteiligten 
Luftschadstoffe größtenteils vor. Diese rechtlichen 
Regelungen tragen dazu bei, sowohl das Verursacher-
prinzip als auch das Vorsorgeprinzip zu verwirklichen. 
Im einzelnen, insbesondere auch zu den weiteren von 
der Bundesregierung beabsichtigten Maßnahmen, wie 
Novellierung der TALuft (Kabinettsbeschluß am 
8. Dezember 1982), Vorbereitung einer Verordnung 
über Großfeuerungsanlagen, wird auf die Beantwor-
tung der Großen Anfrage „Luftverunreinigung, saurer 
Regen und Waldsterben" der CDU/CSU-Fraktion am 
7. September 1982 verwiesen (Drucksache 9/1955 – 
hier Vorbemerkung zu Nummern 9 bis 12 und zu 
Fragen 4.3, 10.1 und 11 –). 

Der Bundesminister des Innern hat inzwischen den 
Referentenentwurf einer Verordnung über Großfeue-
rungsanlagen vom 11. Oktober 1982 an die beteiligten 
Kreise nach § 51 Bundes-Immissionsschutzgesetz (aus-
gewählter Kreis von Vertretern der Wissenschaft, der 
Betroffenen, der beteiligten Wirtschaft und der für den 
Immissionsschutz zuständigen obersten Landesbehör-
den) versandt und diese angehört. Die Bundesregie-
rung bringt damit zum Ausdruck, daß sie der Bekämp-
fung von Luftverunreinigungen hohe Priorität beimißt 
(vgl. II.3.). 

Die Bundesregierung erachtet die Maßnahmen zur 
Minderung der Emissionen an der Quelle als den 
geeigneten Ansatzpunkt zur Verbesserung der Bela-
stungssituation und, soweit Luftverunreinigungen 
ursächlich sind, zur Minderung von Waldschäden. 
Waldbauliche Maßnahmen zur Behebung oder Minde-
rung von Waldschäden können insoweit nur subsidiä-
ren Charakter haben. Unbeschadet dessen ist die Bun-
desregierung bemüht, die Probleme, die noch in 
Zusammenhang mit der Kalkung (insbesondere Nähr-
stoffauswaschung) und mit dem Bestandesumbau mit 
resistenteren Baumarten verbunden sind, wissen-
schaftlich zu klären. 

f) Welche positiven und negativen Auswirkungen 
hat die Forstwirtschaft auf die Artenvielfalt in 
den Wäldern? Was tun Bund, Länder und Ge-
meinden, um den Arten- und Biotopschutz in 
der Forstwirtschaft zu verbessern? 

Die Forstwirtschaft erbringt im Vergleich zu anderen 
wirtschaftlich orientierten Arten der Bodennutzung 
sehr hoch zu bewertende positive Umweltwirkungen. 
Ein Großteil der forstwirtschaftlichen Methoden ist 
ökonomisch orientiert, stützt sich jedoch auch auf öko-
logische Erfordernisse. Dies beruht vor allem auf der 
Erfahrung, daß die Produktion um so risikoärmer ist, je 
naturnäher der Wald bewirtschaftet wird. Folgende 
forstwirtschaftliche Maßnahmen dienen der Erhaltung 
der Artenvielfalt: 

— Verwendung standortgerechter Baumarten und 
vermehrte Begründung von Mischbeständen (Erhö-
hung des Laubholzanteils), 

— Belassen von Altholzinseln und von besonderen 
Kleinbiotopen im Wald (Moore, Tümpel, Blößen), 

— besondere Pflege von Waldrändern, insbesondere 
zur offenen Feldflur hin (differenzierter Ausbau 
durch Einbringen seltener Mischbaumarten, Förde-
rung von Sträuchern und Buschwerk), 

— weitgehender Verzicht auf die Anwendung von 
Pflanzenbehandlungsmitteln, 

— Bewirtschaftung in langen Umtriebszeiten (Zu-
nahme des Anteils an Altbeständen), 

— Ausweisung von Naturwaldreservaten. 

Negative Auswirkungen auf die Artenvielfalt können 
sich insbesondere ergeben durch 

— Anbau von standortwidrigen Beständen, 

— großflächige Hiebsverfahren, insbesondere Kahl-
schläge, wenn in der Folge Bleichalte, ungestufte 
Bestände entstehen, 

— zu starken Ausbau des Waldwegenetzes, insbeson-
dere in versiegelter Bauweise, 

— unsachgemäßen Einsatz von chemischen Hilfsmit-
teln, 

— großflächigen Umbruch und Entwässerung. 

Bezogen auf die Artengefährdung gehören die Wälder 
zu den am wenigsten bedrohten Pflanzenformationen. 
Maßgebliche Wissenschaftler schreiben dem naturna-
hen, gesunden Wirtschaftswald eine sehr gute Eig-
nung als Lebensraum für eine vielfältige Tier- und 
Pflanzenwelt zu; differenziert bewirtschaftete Wälder 
weisen oft eine höhere Artenvielfalt auf als Urwälder 
unter gleichen geographischen Bedingungen. Das 
Bundeswaldgesetz stellt die Bedeutung des Waldes für 
die Umwelt – was den Artenschutzaspekt mit ein-
schließt – gleichrangig neben die Nutzfunktionen. Die 
meisten Länderwaldgesetze verpflichten darüber hin-
aus den Staatswald und auch den Körperschaftswald 
zu einer besonders vorbildlichen Wirtschaftsweise, was 
ebenfalls dem Artenschutz zugute kommt; Bundes-
waldgesetz und Länderwaldgesetze geben ferner auch 
für die Bewirtschaftung des Privatwaldes einen Rah-
men, der den Belangen des Artenschutzes entgegen-
kommt. Daneben ist hier ohnehin meist schon durch 
die äußerst kleinflächige und differenzierte Bewirt-
schaftungsstruktur des Waldes in dieser Besitzart 
gewährleistet, daß keine großflächigen und monoto-
nen Nutzungsmuster entstehen, die die Artenvielfalt 
beeinträchtigen könnten. 

Die Sicherung der Artenvielfalt wird auch durch die 
Förderung forstwirtschaftlicher Maßnahmen im Rah-
men der von Bund und Ländern getragenen Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" unterstützt. So wird z. B. die 
Erstaufforstung mit Misch- oder Laubbaumarten höher 
bezuschußt als Nadelholzkulturen. Die Länder führen 
z. T. ergänzende Förderungsprogramme durch, in 
denen je nach regionalen Gegebenheiten auch den 
ökologischen Wirkungen des Waldes besondere Auf-
merksamkeit gewidmet wird. 

Die Erhaltung des Waldes als ein möglichst vielgestal
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tiger Biotop ist ferner ein wichtiges Kriterium bei der 
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Ausweisung von Naturschutzgebieten, Nationalpar-
ken, Landschaftsschutzgebieten und Naturparken. Die 
Länder sichern den Bestand ursprünglicher und ökolo-
gisch wertvoller Waldteile auch in Form von Natur-
waldreservaten (Naturwaldzellen). Darüber hinaus 
arbeitet der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten im Rahmen seines Arbeitsprogram-
mes „Naturschutz und Landschaftspflege" vom Mai 
1981 an einem Biotopschutzprogramm, in dem auch 
die Fragen des Artenschutzes im Wald behandelt wer-
den sollen. 

g) Ergeben sich aus Freizeit- und Erholungsaktivi-
täten im Rahmen des freien Betretungsrechtes 
Beeinträchtigungen und Gefährdungen für den 
Wald (z. B. Fremdenverkehr in Alpenregionen)? 
Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, diese Beeinträchtigungen und Gefähr-
dungen zu verringern? 

Im Zusammenhang mit vermehrter Freizeit und gestei-
gerter Mobilität der Bevölkerung werden die Wälder 
für Erholung und Freizeitbeschäftigung zunehmend in 
Anspruch genommen. Häufigkeit und Art dieser Inan-
spruchnahme sind in Abhängigkeit von der Nähe zu 
Verdichtungsgebieten oder der touristischen Attrakti-
vität der Landschaft regional sehr unterschiedlich. 

Eine unmittelbare Gefährdung der Wälder und ande-
rer Landschaftsteile, z. B. Moore, kann aus Bränden 
erwachsen, die unter anderem durch weggeworfene 
Zigarettenreste oder das Anlegen wilder Feuerstellen 
entstehen. 

Die Zahl der Waldbrände zeigt zunehmende Tendenz. 
Es ist naheliegend, daß Nadelwälder auf trockenen 
Standorten in der Nähe von Ballungsräumen beson-
ders gefährdet sind. 

Die Schutzfunktion für die Grundwassersicherung 
aber auch der Erholungswert werden stellenweise 
durch Unrat und Abfälle beeinträchtigt. Schäden tre-
ten besonders in ökologisch empfindlichen Regionen, 
z. B. in Berggebieten in der Nähe stark frequentierter 
Wanderwege und Hütten und in flußnahen Wäldern in 
leicht erreichbaren Entfernungen von städtischen Ver-
dichtungsgebieten auf. In den für den Ferientourismus 
attraktiven Räumen kommt es bei hohem Besucher-
druck zu negativen Auswirkungen auf Flora und 
Fauna. Wertvolle Pflanzen können durch Unachtsam-
keit vernichtet oder durch übermäßiges oder unsach-
gemäßes Sammeln (z. B. Pilze, Früchte) in ihrem Be-
stand vermindert werden. Vom Aussterben bedrohte 

Tierarten können durch Störung ihrer Lebensräume 
(z. B. beim Brutgeschäft) gefährdet werden. 

Schäden entstehen nicht nur im Hinblick auf die 
Umweltfunktionen des Waldes, sondern auch in wirt-
schaftlicher Hinsicht. Zum Teil werden Betriebsarbei-
ten, wie Holzernte und Forstschutzmaßnahmen, beein-
trächtigt und Einrichtungen des Forst- und Jagdbetrie-
bes beschädigt. Auch die Beanspruchung der Waldbe-
sitzer und Forstbeamten im Rahmen des Forstschutzes 
zur Abwendung von Gefährdungen und Beeinträchti-
gungen sind ein beachtenswerter Faktor. Ebenso hat 
die Beunruhigung des Wildes in stark besuchten Tei-
len des Waldes erhöhte Wildschäden in abgelegeneren 
Einstandsgebieten zur Folge. 

Von besonderer Bedeutung sind in diesem Zusammen-
hang auch die indirekten Auswirkungen der Erschlie-
ßung bisher naturnaher Waldgebiete. Die touristische 
Erschließung kann in bestimmten Bergregionen einen 
ansteigenden Besucherdruck auslösen, der dann zu 
den zuvorgenannten nachteiligen Folgen führt, wenn 
nicht geeignete Lenkungsmaßnahmen getroffen wer-
den. 

Das Bundeswaldgesetz eröffnet unter anderem die 
Möglichkeit, daß die Länder das Betreten des Waldes 
aus wichtigem Grund einschränken. Dies gilt insbe-
sondere aus Gründen des Forstschutzes, der Wald-
oder Wildbewirtschaftung, des Schutzes der Waldbe-
sucher oder zur Wahrung schutzwürdiger Interessen 
der Waldbesitzer. Die Länder haben auf Grund der 
regional verschiedenartigen Inanspruchnahme des 
Waldes durch Freizeitausübung und Erholungssuche 
bisher in unterschiedlichem Maße von diesen Möglich-
keiten Gebrauch gemacht. Durch ein Wohlverhaltens

-

gebot für Waldbesucher in den Länderregelungen soll 
erreicht werden, daß die Erholung anderer nicht beein-
trächtigt, keine Beschädigungen oder Verunreinigun-
gen hervorgerufen oder forst- und jagdwirtschaftliche 
Einrichtungen sowie wildlebende Tiere und Pflanzen 
nicht gefährdet werden. 

Die indirekten Auswirkungen der Öffnung der Wälder 
im Zusammenhang mit der infrastrukturellen Erschlie-
ßung bestimmter Gebiete müssen bei der Raumord-
nungs- und Bauleitplanung berücksichtigt werden. Bei 
den Raumordnungsplänen der Länder wurde den 
Gesichtspunkten der Landschaftserhaltung und des 
Naturschutzes und der Vermeidung von Eingriffen in 
den Waldbestand in den zurückliegenden Jahren ein 
immer stärkeres Gewicht beigemessen. Bei all diesen 
Überlegungen muß aber auch der Bedeutung der 
Natur für die Erholung der Menschen angemessen 
Rechnung getragen werden. 






